Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— | ea a 


(Nr. 8446.) Geſetz, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden im Geltungsbereiche der Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875. Vom 26. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Provinzen 
reußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen, was folgt: 


I. Titel. 
Einleitende Beſtimmungen. 
9 1 

Die Kreisausſchüſſe, die Stadtausſchüſſe, die Bezirksräthe und die Provinzial⸗ 
räthe haben ſich in allgemeinen Landesangelegenheiten gegenſeitig Rechtshülfe zu 
leiſten. Sie haben den geſchäftlichen Aufträgen und, Anweiſungen der ihnen im 
Inſtanzenzuge vorgeſetzten Behörde Folge zu leiſten. 

$. 2. 

Die Friſten für Beſchwerden und Klagen in Verwaltungsangelegenheiten 
men ſofern nicht das Geſetz ausdrücklich Anderes beſtimmt, mit der Zu⸗ 
ſtellung der Verfügung, des Beſcheides, des Beſchluſſes oder der Entſcheidung. 
Der Tag der Zuſtellung wird nicht mitgerechnet. Im Uebrigen ſind für die 
Berechnung der Friſten die am Sitze der Behörde geltenden bürgerlichen Prozeß⸗ 
geſetze maßgebend. 


$. 3. 
Alle in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Friſten find präkluſiviſch. 
$. 4. gelen e e, (867 (FH d Hg, (EG ee, ae, 


Die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges wird, vorbehaltlich der Ber r zur 
ſtimmung des Abſatzes 3. dieſes Paragraphen, durch die Vorſchriften des gegen⸗ 5 
wärtigen Geſetzes weder eingeſchränkt, noch erweitert. 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. Auguſt 1876. 
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Soweit gegen die erſtinſtanzliche Entſcheidung des Kreisausſchuſſes oder 
des Bezirksverwaltungsgerichts der ordentliche Rechtsweg zuläſſig iſt, findet mit 
Ausnahme der in dem $. 78. und $. 99. gedachten Fälle ein weiteres Rechts- 


3 eg Ara mittel im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 


In Streitſachen zwiſchen Eiſenbahngeſellſchaften und Privatperſonen wegen 
Anwendung des Bahngeld- und des Frachttarifs ($. 35. des Geſetzes über die 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., Geſetz-Samml. S. 505.) 
entſcheidet fortan der ordentliche Richter. 


II. Titel. 


Von den Kreis- und Stadtausſchuͤſſen und von dem Verfahren 
vor denſelben. 


— 


9 


In den Stadtkreiſen, mit Ausnahme des Stadtkreiſes Magdeburg, tritt in 
den durch das Geſetz vorgeſehenen Fällen an die Stelle des Kreisausſchuſſes der 
Stadtausſchuß. 8 6 


Der Stadtausſchuß beſteht aus dem Bürgermeiſter beziehungsweiſe deſſen 
geſetzlichen Stellvertreter als Vorſitzendem und vier Mitgliedern, welche vom 
Magiſtrate aus ſeiner Mitte für die Dauer ihres Hauptamtes gewählt werden. 


. 
Für Fälle der Behinderung ſowohl des Bürgermeiſters wie feines geſetz— 
lichen Stellvertreters wählt der Stadtausſchuß den Vorſitzenden aus ſeiner Mitte. 
Derſelbe bedarf der Beſtätigung des Oberpräſidenten. 


§. 8. 

In Stadtkreiſen, in denen der Bürgermeiſter allein den Gemeindevorſtand 
bildet, werden die außer dem Vorſitzenden zu beſtellenden Mitglieder von der 
Stadtverordnetenverſammlung aus der Zahl der Gemeindebürger gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. ’ 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder aus und wird 
durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen 
bis zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 985 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder haben Erſatz⸗ 
wahlen ſtattzufinden. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zuͤm Ende desjenigen 
Zeitraumes in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt worden. 

Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarkeit, der Wahl, der Ein- 
führung und der Vereidigung der Mitglieder, ſowie des Verluſtes ihrer Stellen 
unter einſtweiliger Enthebung von denſelben die für unbeſoldete Magiſtrats⸗ 
mitglieder beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. b 

$. 9. 
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§. 9. 
Der Vorſitzende oder ein Mitglied des Stadtausſchuſſes muß zum Richter⸗ 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienſt befähigt fein. 


. 10. 


Der Kreisausſchuß des Stadtkreiſes Magdeburg beſteht fortan aus dem 
Oberbürgermeiſter der Stadt Magdeburg, in Behinderungsfällen deſſen geſetzlichen 
Stellvertreter als Vorſitzendem und ſechs Mitgliedern, welche von dem Kreis⸗ 
tage aus der Zahl der Mitglieder der Magiſtrate der drei zum Stadtkreis Magde⸗ 
burg gehörigen Städte gewählt werden. 


31 


Die Mitglieder des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes können aus Gründen, 
welche die Entfernung eines Beamten aus feinem Amte rechtfertigen ($. 2. des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852. betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten, Geſetz-Samml. S. 465.), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer 
Stellen enthoben werden. x 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben. 32 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterſuchungs⸗ 
kommiffars und des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Regie⸗ 
rungspräſidenten. 3 8 

Die entſcheidende Behörde iſt in erſter Inſtanz das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht und in der ede das Oberverwaltungsgericht, welches im 
mündlichen Verfahren verhandelt. 

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die Berufungsinſtanz wird von dem 
Miniſter des Innern ernannt. 

Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 
nur durch das Bezirksverwaltungsgericht eingeſtellt werden. 

Das Gutachten des Disziplinarhofes iſt nicht einzuholen. 


$. 12. 


Wo das Geſetz von der Entſcheidung in ſtreitigen Verwaltungsſachen oder 
von der Erledigung einer Angelegenheit im Streitverfahren oder durch End» 
urtheil oder von der Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe ſpricht, verfährt 
der Kreis- (Stadt) Ausſchuß als Verwaltungsgericht nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 3. Juli 1875., betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte ꝛc. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 375.). 

$. 13. 


Iſt in einer ſtreitigen Verwaltungsſache die Kreiskorporation als ſolche 
artei, fo wird von dem vorgeſetzten Bezirksverwaltungsgerichte, und wenn ein 
tadtkreis Partei iſt, von dem Oberverwaltungsgerichte ein anderer Kreis- oder 

Stadtausſchuß mit der Entſcheidung der Sache beauftragt. 
Gr. 8446) 44* $. 14. 
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$. 14. 

In ſtreitigen Verwaltungsſachen, in denen das öffentliche Intereſſe wahr- 
zunehmen iſt und das Geſetz die öffentliche Behörde, welche die Rolle der Klä— 
gerin oder Beklagten zu übernehmen hat, nicht bezeichnet, hat der Vorſitzende 
des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes zu dieſem Behufe einen beſonderen Kommiſſar 
zu ernennen. 

. 


o das Geſetz eine Angelegenheit der allgemeinen Landesverwaltung dem 


f WM 
Beſchluſſe (der Beſchlußfaſſung) des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes unterſtellt oder 


ſonſt deren Erledigung als Verwaltungsſache dem Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſe 
überweiſt, verfährt der Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuß im Verwaltungsverfahren, für 
welches die nachfolgenden Beſtimmungen maßgebend ſind. 


$. 16. 

Für den Geſchäftsgang kommen die Beſtimmungen der $$. 136. bis 138. 
und des $. 139. Abſatz J. und 2. der Kreisordnung (Geſetz-Samml. S. 661.) zur 
Anwendung. 

Im Falle der Beſchlußunfähigkeit des Kreis— (Stadt.) Ausſchuſſes in Folge 
des Intereſſes von Mitgliedern deſſelben zur Sache (F. 139. a. a. O.) beſtimmt 
der Regierungspräſident den zuſtändigen Kreis (Stadt) Ausſchuß. 


SIT 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß iſt befugt, auch in anderen, als in den im 
Geſetze ausdrücklich bezeichneten Angelegenheiten die mündlichen. beziehungs⸗ 
5 mit Vollmacht verſehene Vertreter zur mündlichen Verhandlung 
vorzuladen. 
g Soweit im Uebrigen das Verfahren vor dem Kreis— (Stadt-) Ausſchuſſe 
nicht durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen geregelt iſt, wird daſſelbe durch 
ein von dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


$. 18. 

Der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes ift befugt und verpflichtet, 
endgültige e des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe 
überſchreiten oder die Geſetze verletzen, mit aufſchiebender Wirkung anzufechten. 
Die Anfechtung erfolgt mittelſt Klage bei dem Bezirksverwaltungsgericht. 

Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß iſt befugt, zur Wahrnehmung der Rolle 
des Beklagten einen beſonderen Vertreter zu wählen. 


§. 19. 

In allen Fällen, in welchen gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
ſchuſſes die Beſchwerde zuläſſig iſt, ſteht dieſelbe aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes auch dem Vorſitzenden des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes zu. 

Will der Vorſitzende Beſchwerde einlegen, fo hat er dies dem Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuſſe ſofort anzuzeigen. Die Zuſtellung des Beſchluſſes N 

e⸗ 


= 301 ͤ— 
Betheiligten bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch längſtens drei Tage, aus⸗ 
geſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffentlichen Intereſſe die Be⸗ 
ſchwerde eingelegt worden ſei. Iſt die Zuſtellung ohne dieſe Eröffnung erfolgt, 
ſo gilt die Beſchwerde als zurückgenommen. % 

Die Gründe der Beſchwerde find den Betheiligten zur ſchriftlichen Erklä⸗ 
rung innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu bemeſſenden 
Seit mitzutheilen. | 
Nach Ablauf der Friſt find die Verhandlungen der Behörde einzureichen, 
welcher die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde zuſteht. 


$. 20. 


Die örtliche Zuſtändigkeit der Kreis- (Stadt) Ausſchüſſe beſtimmt fich, 
wie folgt: 


Zuſtändig iſt 

a) für Beſchlüſſe, welche ſich auf Grundſtücke beziehen, der Kreis- (Stadt-) 
Ausſchuß der belegenen Sache, 

b) für alle ſonſtigen Fälle der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß desjenigen Kreiſes 
(Stadtbezirkes), in welchem die Perſon wohnt oder die Korporation 
ihren Sitz hat, auf deren Angelegenheit ſich die Beſchlußfaſſung bezieht. 


$. 21. 


Sind die Grundſtücke in mehreren Kreiſen (Stadtbezirken) belegen, oder iſt 
es zweifelhaft, zu welchem Kreiſe (Stadtbezirke) ſie gehören, ſo wird der zuſtän⸗ 
dige Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuß durch den Regierungspräſidenten oder durch den 
Oberpräſidenten oder durch den zuſtändigen Miniſter beſtimmt, je nachdem die 
betreffenden Kreiſe (Stadtbezirke) demſelben Regierungsbezirke oder verſchiedenen 

egierungsbezirken derſelben Provinz oder verſchiedenen Provinzen angehören. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Perſonen oder Korporationen, deren An— 

elegenheit den Gegenſtand der Beſchlußfaſſung bildet, in mehreren Kreiſen 
(Stadtbezuten) wohnen oder ihren Sitz haben. 


$. 22. 


bei einer Angelegenheit, welche den Gegenſtand der Beſchlußfaſſun 
des 5 (Stadt-) Ausſchuſſes bildet, die betreffende Kreiskorporation (Saadt 
gemeinde) als ſolche betheiligt, ſo wird von dem Regierungspräſidenten ein 
anderer Kreis- oder Stadtausſchuß mit der Beſchlußfaſſung über die Angelegenheit 
beauftragt. 
§. 23. 


In den Fällen, in denen das Geſetz eine Beſchlußfaſſung oder Entſcheidung 
an Stelle des Kreisausſchuſſes dem Magiſtrat einer Stadt überträgt, finden 
für das Verfahren und die Zuſtändigkeit deſſelben die für die Stadtausſchüſſe 
geltenden Vorſchriften Anwendung. 

(Nr. 8446.) III. Titel. 
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III. Titel. 
Von den Beſchwerden. 


§. 24. 


Bis zum Erlaß des Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung gelten für den Beſchwerdezug, ſofern das Geſetz nicht ausdrücklich 
Anderes beſtimmt, folgende Vorſchriften. / 

Die Beſchwerde findet ſtatt gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt-) 
fe 0. den Bezirksrath, gegen die Beſchlüſſe des Bezirksrathes an den 

rovinzialrath. 

Die auf Beſchwerden gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksrathes oder Provinzial⸗ 
rathes ſind endgültig. 

$. 25. 

Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde beträgt einundzwanzig Tage 

ſofern nicht eine kürzere Friſt ausdrücklich geſetzlich beſtimmt iſt. ee A 


$. 26. 

Innerhalb der geſetzlichen Friſt ift die Beſchwerde bei derjenigen Behörde, 
gegen deren Beſchluß dieſelbe gerichtet iſt, e uch anzubringen. 

Die Behörde prüft, ob die Beſchwerde rechtzeitig angebracht iſt. 

Iſt die Friſt verſäumt, ſo iſt die Beſchwerde ohne Weiteres durch einen 
mit Gründen verſehenen Beſcheid zurückzuweiſen. Der Erlaß eines ſolchen Be⸗ 
ſcheides ſteht Namens der beſchließenden Behörde auch dem Vorſitzenden derſelben 
zu. In demſelben iſt dem Beſchwerdeführer zu eröffnen, daß ihm innerhalb 
einer zehntägigen Friſt, vom Tage der Zuſtellung an gerechnet, die Beſchwerde 
an diejenige höhere Behörde zuſtehe, welche zur Beſchlußfaſſung in der Sache 
berufen iſt, widrigenfalls es bei dem Beſcheide verbleibe. 

Iſt die Friſt gewahrt und iſt eine Gegenpartei vorhanden, ſo wird die 
Beſchwerdeſchrift mit ihren Anlagen zunächſt dieſer zur ſchriftlichen Gegenerklärun 
innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu bemeſſenden Fri 
zugefertigt. Abſchrift der eingegangenen Gegenerklärung erhält der Beſchwerde⸗ 
führer. Zur näheren Begründung der Beſchwerde, ſowie zur Gegenerklärung 
kann in nicht ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über 
zwei Wochen zu erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. 

Hierauf werden die Verhandlungen mittelſt Berichtes derjenigen Behörde 
eingereicht, welcher die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde zuſteht. 


$. 27. 

Die Einlegung der Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 

Diejenige Behörde, gegen deren Beſchluß von Seiten der Betheiligten die 
Beſchwerde eingelegt wird, iſt jedoch befugt, ihren Beſchluß für ſofort vollſtreckbar 
zu erklären, wenn die Vollſtreckung nach ihrem Ermeſſen ohne Nachtheil für das 
Gemeinweſen nicht ausgeſetzt bleiben kann. 900 


P 


. 28. 


Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens in den bei den 
Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchüſſen, den Bezirksräthen und Provinzialräthen anhängigen 
Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben, beſchließt endgültig die im Inſtanzen⸗ 
zuge zunächſt vorgeſetzte Behörde. 


$. 29. 


Bei Eröffnung der ten und Beſchlüſſe der Verwaltungsbehörden 
ſind die Betheiligten über die echtsmittel, die Friſten zur Einlegung derſelben 
und über die Folgen der Verſäumniß derſelben zu belehren. 
Die Unterlaſſung der Belehrung hält den Lauf der Friſten nicht auf. 
Iſt in Folge irriger Belehrung die geſetzliche Friſt verſäumt, ſo kann die 
zur Beſchlußfaſſung über das Rechtsmittel berufene Behörde, ſofern die in der 
elehrung angegebene Friſt innegehalten iſt, die Friſt für gewahrt erklären. 
Die vorſtehende Beſtimmung findet auf die Beſcheide und Endurtheile der 
Verwaltungsgerichte entſprechende Anwendung. 


IV. Titel. 


Von den Rechtsmitteln gegen polizeiliche Verfuͤgungen und von dem 
Zwangsverfahren der Orts- und Kreispolizeibehörden. 


$. 30. | 
Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und der Kreispolizeibehörden 


findet, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes beſtimmt, die Beſchwerde 
att, und zwar 

a) gegen die Verfügung des Orts: (Gemeinde-, Gut3-) Vorſtehers oder 
des Amtsvorſtehers an den Landrath und gegen deſſen Beſcheid an den 
Regierungspräſidenten, 

p) gegen die Verfügung des Polizeiverwalters einer Stadt oder des 
Landraths an den Regierungspräſidenten und gegen deſſen Beſcheid an 
den Oberpräſidenten. 8 

Gegen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungspräſidenten, 

beziehungsweiſe des Oberpräſidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungs— 
gerichte ſtatt. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden: 

1) daß der angefochtene Beſcheid auf der Nichtanwendung oder unrichtigen 
Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 

2) daß die thatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche 
die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben 5 31 
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$. 31. | 
An Stelle der Beſchwerde an den Landrath, beziehungsweiſe den Regierungs⸗ 
präſidenten (F. 30.) findet die Klage ſtatt, und zwar 


a) gegen Verfügungen des Ortsvorſtehers des Amtsvorſtehers oder des 
Polizeiverwalters einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren 
Einwohnerzahl bis zu 10,000 beträgt, bei dem Kreisausſchuſſe, 

b) gegen Verfügungen des Landraths oder des Polizeiverwalters eines 
Stadtkreiſes oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit mehr 
als 10,000 Einwohnern bei dem Bezirksverwaltungsgerichte. ö 

Die Klage kann nur auf die gleichen Behauptungen geſtützt werden, wie 

die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ($. 30.). 


$. 32. 


Beſchwerden und Klagen find bei derjenigen Behörde ee gegen 
deren Verfügung ſie gerichtet ſind. Die Behörde, bei welcher Beſchwerden und 
Klagen angebracht ſind, hat ſie an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber 
in beſchließen oder zu entſcheiden hat. Die Partei iſt hiervon in Kenntniß zu 
etzen. 

Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und zur Anſtellung der Klage 
gegen die polizeiliche Verfügung, ſowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen 
Beſcheid beträgt einundzwanzig Tage. 8 

Die An ann eines Rechtsmittels ſchließt das andere aus. Bei gleich 
zeitiger Anbringung beider Rechtsmittel iſt nur der Beſchwerde Fortgang zu 
geben. Das hiernach unzuläſſiger Weiſe angebrachte Rechtsmittel iſt durch 
Verfügung derjenigen Behörde, bei welcher es angebracht iſt, zurückzuweiſen. 
Gegen die zurückweiſende Verfügung findet innerhalb einer zehntägigen Friſt 
die Beſchwerde an das zur Entſcheidung auf die Klage berufene Verwaltungs- 
gericht ſtatt. 8. 33 


Die Orts- und Kreispolizeibehörden find berechtigt, die von ihnen in Aus⸗ 
übung der Polizeigewalt en durch ihre geſetzlichen Befugniſſe gerecht⸗ 
2 Anordnungen durch Anwendung der folgenden Zwangsmittel durchzu⸗ 
etzen: 

1) Die Behörde hat, ſofern es thunlich iſt, die zu erzwingende Handlung 
durch einen Dritten ausführen zu laſſen und den vorläufig zu be⸗ 
ſtimmenden Koſtenbetrag im Wege der Exekution von dem Verpflichteten 
einzuziehen. 

2) Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiſtet 
werden oder ſteht es feſt, daß der Verpflichtete nicht im Stande 
iſt, die aus der ol a durch einen Dritten entſtehenden Koſten 
8 tragen, oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo iſt die 

ehörde berechtigt, Geldſtrafen anzudrohen und feſtzuſetzen, und zwar 
er Landrath und der Polizeiverwalter in einem Stadtkreiſe bis zer 


Höhe von 150 Mark, der Amtsvorſteher, ſowie der Polizeiverwa ter 


in 
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drr e Ann n ehörigen Stadt bis zur Höhe von 60 Mark, 
er Wehre is zur a von 3 Mark. 

eichzeitig iſt nach Maßgabe der $$. 28. 29. des Strafgeſetz⸗ 

buches für das Deutſche Reich die Dauer der Haft feſtzuſetzen, welche 

für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldſtrafe treten ſoll. 

Der Höchſtbetrag dieſer Haft iſt, wenn die Feſtſetzung durch den 
Ortsvorſteher erfolgt, ein Tag, wenn dieſelbe durch den Amtsvorſteher 
oder den Polizeiverwalter einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt 
erfolgt, fünf Tage, wenn dieſelbe durch den Landrath oder den Polizei⸗ 
verwalter eines Stadtkreiſes erfolgt, zehn Tage. 

Der Feſtſetzung muß immer eine ſchriftliche Androhung vorher 
gehen; in dieſer iſt, ſofern eine Handlung erzwungen werden ſoll, die 
Ful zu beſtimmen, innerhalb welcher die Ausführung gefordert wird. 

3) Unmittelbarer Zwang darf, unbeſchadet der Beſtimmungen des Ge 
ſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850. 
(Geſetz⸗Samml. S. 45.) nur angewendet werden, wenn die getroffene 
Anordnung ohne einen ſolchen undurchführbar iſt. 


F. 34. 


Gegen die Androhung, Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels 
kann nach Vorſchrift der $$. 30. bis 32. entweder Beſchwerde oder lage er⸗ 
hoben werden. 

Die Klage kann nur geſtützt werden: 

1) auf die gleichen Behauptungen, wie die im $. 30. gedachte Klage bei 

dem Oberverwaltungsgerichte, 

2) auf die Behauptung, daß das Zwangsmittel nach Art und Höhe nicht 

gerechtfertigt oder nach Lage der Sache zur Erreichung des angeordneten 
Zweckes überhaupt nicht erforderlich ſei. 


ö F. 35. 


Der F. 6. des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des ee in Beziehung 
auf polizeiliche Verfügungen vom 11. Mai 1842. (GeſetzSamml. S. 192.) findet 
auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Verfügung im Verwaltungsſtreitverfahren 
rechtskräftig aufgehoben worden iſt. 

$. 36. 

Eine en Verfügung kann, auch wenn dieſelbe mit der Beſchwerde 
oder mit der Klage angefocten ift „„ zur e gebracht werden, ſofern 
letztere nach dem 1 er Behörde ohne Nachthei 
nicht ausgeſetzt bleiben kann. 5 

Haſtſtrafen „welche an Stelle einer Geldſtrafe nach F. 33. Ziffer 2. feſtgeſetzt 
ſind, dürfen in keinem Falle vor ergangener a Beſchlußfaſſung oder 
rechtskräftiger Entſcheidung, 15 e vor Ablauf der zur Erhebung der 
Beſchwerde oder zur Anſtellung der Klage beſtimmten Friſt vollſtreckt werden. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8446.) 45 $. 3 
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$. 37. 

Wegen der Zwangsmaßregeln, welche der Amtsvorſteher gegen Gemeinde— 
und Gutsvorſtände nach $. 65. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. zu 
verhängen befugt iſt, gelten die Vorſchriften der vorſtehenden $$. 33. bis 36. 
mit der Maßgabe, daß eine Haftſtrafe überhaupt nicht feſtgeſetzt werden darf. 


§. 38. 

Die Beſtimmungen der 0 30. bis 37. finden gleichmäßig Anwendung 
auf die beſonderen, zur Beaufſichtigung der Fiſcherei vom Staate beſtellten 
Beamten und Organe (F. 46. des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874., Geſetz⸗ 
Samml. S. 197.). 

Bei den Vorſchriften des $. 6. des Geſetzes, betreffend die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 25. Juni 1875. (Geſetz-Samml. S. 306.) 
behält es ſein Bewenden. 8 39 


Unberührt durch die Vorſchriften der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
und dieſes Geſetzes bleiben die in den geſetzlichen Vorſchriſten begründeten Befugniſſe 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden, Verfügungen und Anor nungen der nach⸗ 
8 Behörden außer Kraft zu ſetzen, oder dieſe Behörden mit Anweiſungen 
zu verſehen. 


V. Titel. 


Von der fachlichen Zuſtaͤndigkeit der Verwaltungsbehoͤrden und der 
Verwaltungsgerichtsbehoͤrden. 


L. Abſchnitt. 
Angelegenheiten der Landgemeinden und Gutsbezirke, der Amts— 
verbände und Kreiſe. 


A. Angelegenheiten der Landgemeinden und Gutsbezirke. 


$. 40. 
Kommunalbezirksver. Der Kreisausſchuß beſchließt gemäß F. 1. Abſatz 2. und 4. des Geſetzes 
änderungen e. vom 14. April 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 359.): 5 
1) über die Vereinigung eines Grundſtückes, welches bisher noch keinem 
Gemeinde⸗ oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke angehört hat, mit einem 
ſolchen Bezirke nach Vernehmung der Betheiligten. Die Vereinigung 
eines ſolchen Grundſtückes mit einem in einem anderen Kreiſe belegenen 
Gemeinde» oder Gutsbezirke zieht die Veränderung der Kreisgrenze ohne 
Weiteres nach fich; 

2) über die Genehmigung zur Abtrennung einzelner Grundſtücke, Abbaue, 
Kolonien von einem Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und 
deren Vereinigung mit einem anderen ſolchen Bezirke, wenn die be⸗ 
theiligten Gemeinden oder Gutsbeſitzer und die Beſitzer jener Grund⸗ 

ſtücke darin einwilligen. 
Ge⸗ 
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Gegen den Beſchluß (I.), ſowie gegen die Verſagung der Genehmigung (2. 
ſteht den Betheiligten die Bech erde an den Bezirksrath zu. W N 

Wird in Folge einer auf Grund des F. 1. des Geſetzes vom 14. April 1856. 
vorgenommenen Bezirksveränderung eine Auseinanderſetzung zwiſchen den Be⸗ 
theiligten nothwendig, ſo iſt dieſelbe durch den Landrath zu bewirken. Zu ihrer 
Feſtſtellung genügt, wenn die Betheiligten einig ſind, die Genehmigung des 
Kreisausſ ufes, A 

Wird die Genehmigung verſagt, fo ſteht den Betheiligten die Beſchwerde 
an den Bezirksrath zu. 

Entſtehen bei der Auseinanderſetzung Streitigkeiten, ſo entſcheidet über die⸗ 
ſelben im Verwaltungsſtreitverfahren der Kreisausſchuß. 

Inm Uebrigen behält es bei dem F. J. des Geſetzes vom 14. April 1856. 
mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß neben der Beſchlußfaſſung des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes eine Anhörung des Kreistages nicht mehr ſtattfindet und an Stelle der 
ſonſt vorgeſchriebenen Anhörung des Kreistages die des Kreisausſchuſſes tritt. 


$. 41. 
3 Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen von Kommunalbezirken, ſowie Steitige ragen von 
über die Eigenſchaft einer Ortſchaft als Gemeinde oder eines Gutes als ſelbſt⸗ Kummunalbezirken ꝛc. 
ſtändigen Gutsbezirkes, unterliegen der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes im 
Verwaltungsſtreitverfahren. 925 5 


Der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes, neben der die bisher vorgeſchriebene Gemeindeftatuten de. 
Anhörung 509 nicht mehr ſtattfindet, unterliegt: an 
1) die Beſtätigung des Statuts über die Regelung der Gemeindeverhält⸗ 
niſſe bei Vereinigung eines ſelbſtſtändigen ee oder eines in 
keinem Gemeindeverbande ſtehenden großen geſchloſſenen Waldgrund⸗ 
ſtückes mit einem Gemeindebezirke (§. 2. des Geſetzes vom 14. April 


1856.). 
2 Statut darf dem Gemeindevorſteher den Vorſitz in der Ge— 
meindeverſammlung nicht entziehen; 

2) die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen wegen anderweitiger Regelung 
des Stimmrechtes in der Gemeindeverſammlung, ſowie die Ae un 
einer Ergänzung oder Abänderung der in Anſehung des Stimmrechtes 
beſtehenden Ortsverfaſſung (§ . 3. bis 7. a. a. O.) / 

3) die Beſtätigung des Statuts über die Bildung einer gewählten Ge⸗ 
meindevertretung ($. 8. a. a. O.); 

4) die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen wegen anderweiter Aufbringung 
der 3 und Dienſte, ſowie die Anordnung einer Er⸗ 
gänzung oder Abänderung der in Anſehung der Gemeindelaſten be⸗ 
ſtehenden Ortsverfaſſung ($$. 11. bis 13. a. a. O.). 

Die Beſchwerde ſteht den Betheiligten an den Provinzialrath zu. 

Als betheiligt gelten auch die nach Maßgabe des Geſetzes zum Stimmrecht 
Befähigten, denen durch den Gemeindebeſchluß oder die Anordnung des Kreis— 
ausſchuſſes (Nr. 2.) das Stimmrecht verſagt oder geſchmälert wird. 

(Nr. 8446.) 45” Die 
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Die Beſchwerdefriſt beginnt mit dem Tage der ortsüblichen Bekanntmachung 
des Beſchluſſes des Kreisausſchuſſes. ö 

Behauptet ein Betheiligter, daß ihm im Falle zu 2. den Geſetzen zuwider 
das Stimmrecht verſagt oder beſchränkt werde, ſo ſteht demſelben innerhalb ein⸗ 
undzwanzig Tagen nach Faſſung des Gemeindebeſchluſſes die Klage bei dem 
Kreisausſchuſſe und, ſofern es ſich um eine i A des letzteren handelt, inner⸗ 
halb der Beſchwerdefriſt der Einſpruch auf münd iche Verhandlung vor dem 
Kreisausſchuſſe im REN Der Kreisausſchuß entſcheidet 
endgültig über die Frage, ob bis zur rechtskräftigen Entfcheidung über die Klage 
oder den Einſpruch die Beſtätigung des Gemeindebeſchluſſes und beziehungsweiſe 
die Wirkſamkeit der Anordnung aufzuſchieben iſt. 


$. 43. 
Veräußerung von Der Kreisausſchuß beſchließt: 
Grundſtücken, Auf. 1 j g * 34 
nahme von Schulden, 1) über die Genehmigung zur Veräußerung von Grundſtücken oder Ge⸗ 
ue rechtigkeiten der Landgemeinden, ſowie zur Belaſtung der letzteren mit 


Schulden. 

Die $$. 33. und 34. Titel 7. Theil II. des Allgemeinen Land- 
rechts, die Kabinetsorder vom 25. Januar 1831., betreffend die Er⸗ 
werbung von Rittergütern durch Dorfgemeinden oder deren Mitglieder 
1 Geſetz⸗Samml. S. 5.) und der $. 4. des Anhangs zur Allgemeinen 
Gerichtsordnung ſind aufgehoben; 


über die Ertheilung der im $. 10. Nr. 4. des Geſetzes vom 14. April 
1856. vorgeſchriebenen Beſcheinigung zu dem Nachweiſe, daß von einer 
Gemeinde bei der Veräußerung von Grundſtücken oder denſelben gleich⸗ 
ſtehenden Gerechtſamen die den Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen 
beſonderen Formen beobachtet find; 

3) über die Regulirung von Zahlungsmodalitäten bei Exekutionsvoll— 
ſtreckungen gegen Landgemeinden ($. 153. des Anhangs zur Allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung). 

Die Beſchwerde findet in den Fällen zu 1. und 2. nur ſtatt, wenn die 

Zuſtimmung zu dem Antrage der Gemeinde verſagt wird. 


2 


— 


5 $. 44. 
Vermehrung ber Full Der Kreisausſchuß beſchließt: 
en 1) über den Antrag der Gemeinde auf Vermehrung der Zahl der Schöffen 
1 (F. 22. Abſatz 3. der Kreisordnung) / 


vorſteher. 
2) über die Anordnung beſonderer ſtellvertretender Gutsvorſteher für die 
vom Hauptgute entfernt gelegenen Theile eines ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirkes (§. 32. Abſatz 2. a. a. O.). 
Die Beſchwerde findet in dem Falle zu I. nur ſtatt, wenn die Zuſtimmung 
zu dem Antrage der Gemeinde verſagt wird. s 
45. 


* 


$. 45. 
Wird das Recht zur Theilnahme an dem Stimmrechte in der Gemeinde- Streitigkeiten über 
ERS, b itten, oder Stimmrecht und Wahl 
verſammlung oder an den Gemeindewahlen beſtritten, von Gemeindebeamten 


wird gegen die Ordnungsmäßigkeit der Wahl eines Gemeindevorſtehers und Gemeintever- 
oder Schöffen, eines ſonſtigen Gemeindebeamten oder eines Gemeindeverordneten ER 
von einem Mitgliede der Wahlverſammlung innerhalb zehn Tagen Einſpruch 
erhoben 

N fo hat hierüber der Gemeindevorſteher und, wo eine Gemeindevertretung 

beſteht, die letztere Beſcheid zu ertheilen. f 5 

Gegen den Beſcheid ſteht innerhalb zehn Tagen dem Stimmberechtigten 
und beziehungsweiſe dem Einſprechenden die Klage bei dem Kreisausſchuſſe zu. 
Das Endurtheil des Kreisausſchuſſes iſt vorläufig vollſtreckbar, jedoch darf vor 
rechtskräftiger Entſcheidung über die Beſtätigung der Wahl, falls dieſelbe geſetzlich 
erforderlich iſt, nicht befunden und eine Erſatzwahl nicht vorgenommen werden. 


$. 46. 


Die Beſtimmungen des $. 26. der Kreisordnung finden auch auf andere Betätigung von Ge 
Bemeinbebeamte eng) deren Wahl nach Maßgabe des Geſetzes der Mmeindebeamten. 
Beſtätigung bedarf. i i 

Gegen die in Gemäßheit des §. 26. Abſatz 3. und $. 33. der Kreisordnung 
erfolgte Versagung der Beſtätigung von Gemeindebeamten und Gutsvorſtehern 
ſteht den Gemeinden, beziehungsweiſe dem Gutsbeſitzer die Beſchwerde an den 
Provinzialrath zu. . findet gegen die nach Maßgabe des H. 26. Abſatz 4. 
und 5. und F. 34. der Kreisordnung erfolgte Ernennung eines Stellvertreters 
eine Beſchwerde nicht ſtatt. 

$. 47. 

Der Kreisausſchuß beſchließt auf Antrag der Betheiligten über die Feſt- Dienſtunkoſtenentſchä. 
ſetzung der en d der Gemeindevorſteher, der baaren 5 Wige ee, 
lagen der Schöffen, der Remuneration ſtellvertretender Gutsvorſteher ($$. 28. 
und 34. der Kreisordnung), ſowie über die Feſtſetzung der Beſoldungen und 
Remunerationen anderer Gemeindebeamten. 5 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht innerhalb einundzwanzig 
Tagen den Betheiligten der Antrag auf mündliche Verhandlung im Streit⸗ 
defahren zu. 8 48 


Der Kreisausſchuß beſchließt über die Beſtätigung von Auseinanderſetzungs⸗ Betätigung von Aus. 
rezeſſen zwiſchen Gutsherren und Gemeinden, ſowie zwiſchen Schulzenguts⸗ eee 
beſitzern und Gemeinden gemäß F. 28. Abſatz 6. und $. 41. der Kreisordnung. 

Im Falle der Verſagung der Beſtätigung ſind die Verhandlungen auf 
Antrag der Betheiligten zum weiteren Verfahren und zur Entſcheidung an die 
Auseinanderſetzungsbehörde abzugeben. 


$. 49. 
Wird das Recht zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Streitigkeiten über 
Gemeindevermögens beſtritten, oder uud Ge 


(Nr. 8446.) wird 
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wird die Verpflichtung oder die Veranlagung zu den Gemeindelaſten mit 
Einſchluß der Kriegsleiſtungen und der Beiträge zu den Koſten der Armenpflege 
in Gutsbezirken und Geſammtarmenverbänden, ſowie die Verpflichtung zur Rück⸗ 
erſtattung ſolcher Leiſtungen ($. 6. des Reichsgeſetzes vom 13. Juni 1873. über 
die Kriegsleiſtungen, Reichs⸗Geſetzbl. S. 129. und $$. 8. ff. des Geſetzes vom 
8. März 1871., betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz, Geſetz⸗Samml. S. 130. ff.) beſtritten, 

jo hat hierüber der Gemeindevorſteher beziehungsweiſe der Gutsvorſteher 
15 925 Vorſitzende der Vertretung des Geſammtarmenverbandes Beſcheid zu 
ertheilen. 

Gegen den Beſcheid findet innerhalb einundzwanzig Tagen die Klage bei 
dem Kreisausſchuſſe ſtatt. 

Die Klage hält die Vollſtreckung gegen den nach dem Beſcheide zur 
Tragung der Gemeindelaſten Verpflichteten bis zum Erlaß einer rechtskräftigen 
Entſcheidung nicht auf. 8. 50 


Streitſachen, betreffend Der Kreisausſchuß entſcheidet: 


Abnahme von Rech- 


nungen und Defekte. 1) auf Klage des rechnungsführenden Beamten über die verweigerte Ab- 
nahme oder Entlaſtung von Rechnungen der Landgemeinden, 

2) auf Klage der die unmittelbare Aufſicht über die Kaſſe oder andere 
Verwaltung führenden Behörden wegen Feſtſtellung und Erſatz von 
Defekten der Beamten der Landgemeinden nach Maßgabe der Ver⸗ 

ordnung vom 24. Januar 1844. (Geſetz-Samml. S. 52.), 
In dem Falle zu 2. findet gegen das Endurtheil des Kreisausſchuſſes nur 
der ordentliche Rechtsweg ſtatt. Das Endurtheil iſt bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 

ſcheidung im ordentlichen Rechtswege vorläufig vollſtreckbar. 


$. 51. 


Unterlaffung gefeh- Unterläßt oder verweigert eine Gemeinde oder ein ſelbſtſtändiger Gutsbezirk 

Sole ellen een die ihnen geſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 

ober eines Gutsbezirks. Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen zu erfüllen, ſo ſteht der Behörde die Klage 
bei dem Kreisausſchuſſe zu. b 

Zur Ausführung der Rechte der Gemeinde kann die Gemeindeverſamm⸗ 


lung (Gemeindevertretung) einen beſonderen Vertreter wählen. 


B. Angelegenheiten der Amtsverbände. 


$. 52. 
Der Provinzialrath beſchließt endgültig über Beſchwerden, betreffend die 


von den Kreistagen wegen Bildung der Amtsausſchüſſe gemäß $. 51. Nr. 1 
Abſatz 3. der Kreisordnung vgm 13. Dezember 1872. erlaſſenen Statuten. 


$. 53. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über die Genehmigung zur Veräußerung von 
Grundſtücken oder Immobiliarrechten der Amtsverbände, ſowie zu i 
urch 
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durch welche der, Amtsverband mit einem Schuldenbeſtande belaſtet / oder der 
bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde. Ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung ſind die bezeichneten Rechtsgeſchäfte nichtig. 

Bis zum Erlaß einer Landgemeinde⸗Ordnung iſt zur Aufnahme von An⸗ 
leihen durch den Amtsausſchuß die Zuſtimmung ſämmtlicher zu dem Amtsbezirke 
gehörigen Haenden und Gutsbezirke nothwendig. 

Die Beſchwerde findet nur gegen die Verſagung der Genehmigung ſtatt. 


$. 54. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über die Anordnung der Stellvertretung von 
> nach Maßgabe der Abſätze 4. 5. und 6. des F. 57. der Kreis⸗ 
ordnung. 

In Falle des Abſatzes 4. findet die Beſchwerde an den Provinzialrath 
ſtatt, in den Fällen der Abſätze 5. und 6. ift der Beſchluß des Kreisausſchuſſes 


endgültig. 
§. 55. 


Der Kreisausſchuß beſtimmt endgültig denjenigen Amtsvorſteher beziehungs⸗ 
weiſe Bürgermeiſter, welcher die in Bezug auf die öffentlichen Wege nothwen⸗ 
igen Anordnungen zu treffen hat, wenn die Betheiligten verſchiedenen Amts⸗ 
bezirken beziehungsweiſe Amts⸗ und Stadtbezirken angehören ($. 61. Abſatz 3. 
a. a. O 


Dieſe Beſtimmung findet gleichmäßig Anwendun: auf die in Vorfluths⸗ 
und anderen polizeilichen Angelegenheiten zu treffenden Anordnungen. 


§. 56. 
Der Kreisausſchuß beſchließt über die Feſtſetzung der Amtsunkoſtenentſchä⸗ 
nung RE und der Remuneration der kommiſſariſchen Amtsvor- 

e 69. a. a. O.). 

Re Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht innerhalb einundzwanzig 
Tagen den Betheiligten der Antrag auf mündliche Verhandlung im Streitver⸗ 
fahren zu. 

§. 57. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes: 

1) §. 43. Nr. 3. über die Regulirung von Zahlungsmodalitäten, 

2) H. 45. Abſatz 1. und 2. über die beſtrittene Ordnungsmäßigkeit der 

Wahlen, 
3) §. 49. über die Theilnahme an den Gemeindelaſten, 
4) F. 50. über die Abnahme von Rechnungen und über Defekte, 
5) F. 51. über die Unterlaſſung geſetzlicher Leiſtungen 

finden auf die Amtsverbände entſprechende Anwendung. 

Der der Klage in den Fällen zu 2. und 3. vorhergehende Beſcheid iſt von 
dem Amtsausſchuſſe zu ertheilen. 

(Nr. 8446.) $. 58. 
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$. 58. 


Der Kreisausſchuß beſchließt endgültig über die Ergänzung der vom Amts⸗ 
ausſchuſſe verſagten Zuftimmung zum Erlaſſe von Orts- und Amtspolizei⸗Verord⸗ 
nungen (F. 62. der Kreisordnung). 


$. 59 


Der Kreisausſchuß beſchließt über Beſchwerden gegen Verfügungen der 
Amtsvorſteher in nichtpolizeilichen Angelegenheiten. - 


C. Aufſicht über die Landgemeinden, Gutsbezirke und Amtsverbände. 


§. 60. 

Die Aufſicht über die Kommunalan elegenheiten der Amtsverbände, der 
ländlichen Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke ſteht, vorbehaltlich der be— 
ſonderen Beſtimmungen der vorſtehenden Paragraphen, dem Kreisausſchuſſe, in 
höherer Inſtanz dem Bezirksrathe zu. 


$. 61. 

Auf die Dienftvergehen der Amtsvorſteher, der Gemeindevorſteher, Schöffen 
und Gutsvorſteher, ſowie der ſonſtigen Beamten der Landgemeinden und Amts⸗ 
verbände finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. mit folgenden 
Maßgaben Anwendung: 

1) Gegen die Gemeindevorſteher, Schöffen und Gutsvorſteher, ſowie gegen 
die ſonſtigen Beamten der Landgemeinden und Amtsverbände ſteht die 
Befugniß, Ordnungsſtrafen Ei verhängen, dem Landrathe und im 
Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsſtrafrechts 
dem Regierungspräſidenten zu. 

2) Ueber die Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen die Amtsvorſteher 
beſchließt im Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ord⸗ 
nungsſtrafrechts der Kreisausſchuß und im Umfange des dem Minifter 
beigelegten Ordnungsſtrafrechts der Vorſitzende des Bezirksrathes. 

Dem Landrathe ſteht das Recht zur Verhängung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen gegen die Amtsvorſteher nicht zu. 

3) Gegen die Verfügung des Landraths oder den Beſchluß des Kreis- 
ausſchuſſes findet innerhalb einundzwanzig Tagen die Klage bei dem 
Bezirksverwaltungsgerichte, gegen die 1 0 des Regierungs⸗ 
präſidenten beziehungsweiſe des Vorſitzenden des ezirksrathes in gleicher 
Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

4) In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren wird 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens von dem Landrathe oder von 
dem e ar re verfügt und von denſelben der Unterſuchungs⸗ 
kommiſſar und der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernannt. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt der Kreisausſchuß. 

Gegen die Entſcheidung deſſelben findet innerhalb der geſetzlichen Friſten 

(. 42. ff. a. a. O.) die Berufung an das Bezirksverwaltungsgericht ſtatt, welches 
im 


F e 7 NER. 
30. 
im mündlichen Verfahren verhandelt. Für die Berufungsinſtanz wird der Ver 
treter der Staatsanwaltſchaft von dem Regierungspräſidenten ernannt. 
Das Verfahren kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 


nur durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes eingeſtellt werden. 
Das Gutachten des Disziplinarhofes iſt nicht einzuholen. 


D. Angelegenheiten der Kreiſe. 


$. 62. 


Der Kreisausſchuß beſtimmt den Wahlort für die Wahl der in den Wahl⸗ 
bezirken des Verbandes der Landgemeinden und in Städtewahlbezirken zu wäh- 
lenden Kreistagsabgeordneten ($$. 103. und 104. der Kreisordnung). 

Gegen dieſe Beſtimmung findet die Beſchwerde an den Provinzialrath ſtatt. 


$. 63. 


„Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet in erſter Inſtanz in Streitſachen 
über die Aufſtellung der e der Wahlberechtigten und des Vertheilungs⸗ 
planes für die Kreistagswahlen (8 . 110. bis 112. der Kreisordnung). 

Gegen die Endurtheile des Bezirksverwaltungsgerichts findet innerhalb zehn 
Tagen nur das Rechtsmittel der Nevifion nach Maßgabe des Titels VIII. des Ge- 
ſetzes vom 3. Juli 1875., betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte ꝛc., ftatt. 


$. 64. 


Gegen das zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten ftattgehabte 
Wahlverfahren kann jedes Mitglied einer Wahlverſammlung innerhalb zehn Tagen 
Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erheben. Die Beſchluß⸗ 
faſſung über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten vorab zu hören ſind, 
ſteht dem Kreistage zu. i 8 Mn | 

Im Uebrigen prüft der Kreistag die Legitimation feiner Mitglieder von 
Amtswegen und beſchließt darüber. f i 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn ſich 
ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen nicht vorhan⸗ 
den geweſen ſind, oder wenn dieſe Bedingungen gänzlich oder zeitweiſe aufhören. 
Der Kreistag hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle eingetreten iſt. 

Gegen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchlüſſe 
ſindet innerhalb zehn Tagen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ftatt. 
Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 

Für das Streitverfahren kann der Kreistag ſich einen beſonderen Vertreter 
beſtellen. 

§. 65. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über Reklamationen gegen die Heranziehung 
oder Veranlagung der Gemeinden und einzelner Kreisangehöriger, ſowie der 
Jahrgang 1876. (Nr. 8446.) 46 Fo⸗ 
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Jorenſen, juriſtiſchen Perſonen, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Aktiengefell- 


ſchaften und Berggewerkſchaften zu den Kreisabgaben. 


Gegen den Beſchluß findet innerhalb einundzwanzig Tagen die Klage bei 


dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. x 
Die Reklamation und die Klage halten die Vollſtreckung bis zum Erlaß 
einer rechtskräftigen Entſcheidung nicht auf. \ 


$. 66. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet auf Klage der die unmittelbare 
Aufſicht über die Kaſſe oder andere Verwaltung führenden Behörde wegen Feſt⸗ 
ſtellung und Erſatz von Defekten der Kreisbeamten gemäß den Vorſchriften der 
Verordnung vom 24. Januar 1844. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts findet nur der ordent- 
liche Rechtsweg ftatt; die Entſcheidung deſſelben iſt, bis im ordentlichen Rechts- 
wege ein Anderes entſchieden iſt, vorläufig vollſtreckbar. 


§. 67. 8 
Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet auf Klage der Behörde, wenn 
ein Kreis die ihm geſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen zu erfüllen verweigert oder unterläßt. 
Zur Ausführung der Rechte des Kreiſes kann der Kreistag einen beſonderen 
Vertreter wählen. 
$. 68. 


Der Bezirksrath beſchließt über die Betätigung von Beſchlüſſen des Kreis- 

tages, welche betreffen: 

1) Veräußerungen von Grundſtücken und Immobiliarrechten des Kreifes; 

2) Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbeſtande belaſtet 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 
ſowie zur Uebernahme von Bürgſchaften auf den Kreis; 

3) eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 
inſofern die aufzubringenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen. 

Ohne dieſe Beſtätigung ſind die betreffenden Beſchlüſſe des Kreistages nichtig. 

Bei den Vorſchriften des §. 176. Nr. 1. 2. und 5. der ess dnn 

behält es ſein Bewenden. 
$. 69. 


Der Landrath ift befugt und verpflichtet, Beſchlüſſe des Kreistages und 
der Kreiskommiſſionen, ſowie die in Kommunalangelegenheiten des Kreiſes gefaßten 
Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes, welche die Befugniſſe derſelben überfchreiten oder 
die Geſetze verletzen, von Amtswegen oder auf Veranlaſſung der Aufſichtsbehörde 
mittelſt Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte mit aufſchiebender Wirkung 


anzufechten. 
Zur 
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Zur Ausführung ihrer Rechte können der Kreistag, der Kreisausſchuß 
beziehungsweiſe die betreffende Kreiskommiſſion einen beſonderen Vertreter wählen. 


§. 70. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Kreisbeamten ($. 134. Nr. 3. der Kreis⸗ 
ordnung) finden die Vorſchriften des §. 61. Nr. 2. bis 4. mit der Maßgabe 
Anwendung, daß das Recht zur Verhängung von Ordnungsſtrafen auch dem 
Landrathe zuſteht. 

F. 71. 


Die Aufſicht des Staats über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Landkreiſe und des Stadtkreiſes Magdeburg wird unter der in dieſem Geſetze 
geordneten Mitwirkung des Bezirksrathes beziehungsweise Provinzialrathes von dem 
Regierungspräſidenten, in höherer Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt. 


$. 72. 


Die Auffichtsbehörden haben mit den ihnen in der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872. und in dieſem Geſetze zugewieſenen Mitteln darüber zu 
wachen, daß die Verwaltung den Vorſchriften der Geſetze gemäß geführt und in 
geordnetem Gange erhalten werde. 


$. 73. 


Die Aufſichtsbehörden find zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände 
der Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſendung der Akten, msbeſondere 
auch der Haushaltsetats und der Jahresrechnungen, zu verlangen, ſowie Geſchäfts— 
und Kaſſenreviſionen an Ort und Stelle zu veranlaſſen. 


Il. Abſchnitt. 
Armenangelegenheiten. 


$. 74. 


Der Provinzialrath beſchließt endgültig über die Beſtätigung der in den 
F. 8. 9. 10. und 12. des Geſetzes, etreffend die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871. gedachten Statuten 
zur Regelung der Armenpflege in den nicht ausſchließlich im Eigenthume des 
Gutsbeſitzers ſtehenden Gutsbezirken und in den Geſammtarmenverbänden, ſowie 
über die Genehmigung zur Wiederauflöſung von Geſammtarmenverbänden 
($. 14. a. a. O.). 

5 $. 75. 

Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen von Ortsarmenverbänden 
darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Armenunterſtützungen zu 
gewähren find (F. 63. des Geſetzes vom 8. März 1871), unterliegen: 

(Nr. 8446) 46* a) ſo⸗ 
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a) ſofern es ſich um ländliche Ortsarmenverbände handelt, der Beſchluß— 
faſſung des Kreisausſchuſſes; f 

b) ſofern es ſich um ſtädtiſche Ortsarmenverbände handelt, der Beſchluß— 

faſſung des Bezirksrathes. 

An Stelle der Beſchwerde bei dem Bezirksverwaltungsgerichte findet in 
den Fällen zu a. gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes die Beſchwerde an 
den Bezirksrath, in den Fällen zu b. gegen den Beſchluß des Bezirks rathes die 
Beſchwerde an den Provinzialrath ftatt. 

Die Beſchwerde ſteht auch dem Ortsarmenverbande zu. 


§. 76. 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß entſcheidet: 


1) in Streitſachen zwiſchen Armenverbänden im ſchiedsrichterlichen oder 
ſühneamtlichen Vermittelungsverfahren, ſoweit dieſe Entſcheidung durch 
die $$. 60. bis 62. des Geſetzes vom 8. März 1871. der Kreis- 
kommiſſion übertragen ift; 


2) in Streitſachen zwiſchen Armenverbänden und den zur Unterſtützung 
eines Hülfsbedürftigen verpflichteten Angehörigen, ſbweit dieſe Ent⸗ 
ſcheidung nach $. 65. a. a. O. dem Landrathe beziehungsweiſe dem 

ſtädtiſchen Gemeindevorſtande zuſtand. 


Die Entſcheidungen des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes find, vorbehaltlich des 
ordentlichen Rechtsweges im Falle zu 2., endgültig. 


Il. Abſchnitt. 
Schulangelegenheiten. 


$. 77. 


r enen, SE Entſteht zwiſchen den Betheiligten Streit: 


Ze , 1) über die Verpflichtung zur Leiſtung von Schulbeiträgen, 
2) über die Feſtſtellung des Geldwerthes der Naturalien und des Ertrages 


der Ländereien bei Regulirung des Einkommens der Elementar- 
lehrer, 


ſo entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren 
a) der Kreisausſchuß, ſofern es ſich um Landſchulen handelt, 
b) das Bezirksverwaltungsgericht, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, 
welche 5 Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienen. 
In den Fällen zu 1. hält die Klage die Vollſtreckung der von der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde kraft ihrer geſetzlichen Befugniß getroffenen Anordnung von 
Schulbeiträgen (Lehrerbeſoldungen c.) nicht auf. 1 


. 
$. 78. 


Entſteht zwiſchen den zum Bau und zur Unterhaltung einer Schule Ver⸗ 
pflichteten oder zwiſchen letzteren und der Schulaufſichtsbehörde Streit: 

1) über die Nothwendigkeit und die Art der Ausführung von Neu- und 

Reparaturbauten, 
2) über die Verpflichtung, zu den Baufoſten beizutragen und die Ver⸗ 
theilung der Koſten unter die hierzu Verpflichteten, 
ſo entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren 

a) der Kreisausſchuß, ſofern es ſich um Landſchulen handelt, 

b) das Bezirksverwaltungsgericht, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, 

welche der allgemeinen Schulpflicht dienen. 

Gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes iſt in den Fällen der Nr. 1. 
und der Nr. 2. die Berufung an das Bezirksverwaltungsgericht, gegen die erſt⸗ 
inftanzliche Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts nur in den Fällen der 
Nr. 1. die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zuläſſig. Die Entſchei⸗ 
dungen des Bezirksverwaltungsgerichts ſind, ſoweit nicht gegen dieſelben die 
Berufung an das Oberverwaltungsgericht ftattfindet, im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren endgültig und ſofort vollſtreckbar. Dem Betheiligten bleibt jedoch der 
ordentliche Rechtsweg gegen denjenigen vorbehalten, welchen er ſtatt ſeiner zu der 
ihm angeſonnenen Keiſung oder zur bi für verpflichtet erachtet. 


Der Kreisausſchuß beziehungsweiſe das Bezirksverwaltungsgericht iſt auch 
in dem Falle lie En die Schule mit der Küſterei verbunden iſt. 


$. 79. 


Für die von den Verwaltungsgerichten nach $. 78. Nr. 1. zu treffenden 
Entſcheidungen find die von den Schulaufſichtsbehörden innerhalb ihrer geſetzlichen 
Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen über die Ausführung von Schulbauten 
maßgebend. ER 

92 Auch wird durch die Beſtimmung des H. 78. Nr. 1. die der Schulaufſichts⸗ 
behörde gemäß Nr. 18. litt. k. der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817. 
(Geſetz⸗Samml. S. 248.) zuſtehende Befugniß zur Einrichtung neuer oder 
Theilung vorhandener Schulſozietäten nicht berührt. 


IV. Abſchnitt. 
Einquartierungs-Angelegenheiten. 


$. 80. 


Der Kreisausſchuß beſchließt: 

1) über die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen oder Ortsſtatuten wegen 
Vertheilung der Quartierleiſtungen und ſonſtigen Naturalleiſtungen 
(Vorſpann, Naturalverpflegung, Fourage) in ländlichen Gemeinde 

(Nr. 8446.) 7 
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bezirken (§. 7. Abſatz 3. bis 5. des Geſetzes vom 25. Juni 1868., be 
treffend die Quartierleiſtungen für die bewaffnete Macht während des 
Friedenszuſtandes, Bundes⸗DGeſetzbl. S. 523., und F. 7. Abſatz 2. 
des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden vom 13. Februar 1875., Reichs⸗Geſetzbl. S. 52.) 

2) über die Feſtſetzung des Umfangs der Quartierleiſtung für ſolche felbft- 
ſtändige Gutsbezirke, welche eine Vereinigung mit einer Gemeinde nich 
abgeſchloſſen haben (§. 7. letzter Abſatz des Geſezes vom 25. Juni 1868.). 


In den Fällen zu 1. ſteht den Betheiligten nur im Falle der Verſagung 
der Genehmigung die Beſchwerde an den Provinzialrath zu. 


$. 81. 


Werden gegen die für die Vertheilung der Quartierleiſtungen aufgeftellten 
Kataſter (F. 6. Abſatz 4. des Geſetzes vom 25. Juni 1868.) innerhalb der geſetz⸗ 
lich beſtimmten Friſt Einwendungen erhoben, ſo hat hierüber in Betreff der 
Städte der Gemeindevorſtand, in Betreff der übrigen Ortſchaften der Kreisaus⸗ 
ſchuß Beſcheid zu ertheilen. 

Gegen den Beſcheid des Gemeindevorſtandes findet innerhalb einund— 
zwanzig Tagen die Klage bei dem Bezirksperwaltungsgerichte, gegen den Beſcheid 
des Kreisausſchuſſes innerhalb gleicher Friſt der Antrag auf mündliche Verhand⸗ 
lung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. rk 

nn Die Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts iſt in allen Fällen end⸗ 
gültig. 


V. Abſchnitt. 
Sanitäts- und veterinairpolizeiliche Einrichtungen. 


§. 82. 

Ueber die zwangsweiſe Einführung ſanitäts⸗ oder veterinairpolizeilicher 
Einrichtungen beſchließt, ſoweit das Geſetz dieſe Befugniß der Aufſichtsbehörde 
einräumt: 

1) in Betreff der Landgemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke der 

Kreisausſchuß; 

2) in Betreff der zu Landkreiſen gehörigen Stadtgemeinden der Be- 

zirksrath; 

3) in Betreff der Stadtkreiſe der Provinzialrath. 

Die Beſchwerde gegen die Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes (I.) findet an 
den Provinzialrath ſtatt. f 

Gegen die Beſchlüſſe des Provinzialrathes (3.) findet die Beſchwerde in 
ſanitätspolizeilichen Angelegenheiten an den Miniſter für Medizinalangelegen- 


heiten, in veterinairpolizeilichen Angelegenheiten an den Miniſter für die laͤnd— 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten ſtatt. s 
. 83. 
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$. 83. 


Die Ernennung von Schiedsmännern zur Schätzung der Entſchädigung 
für die auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere ſteht in den Stadtkreiſen 
endgültig dem Stadtausſchuſſe zu (§. 63. Abſatz 2. des Geſetzes, betreffend die 
Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 25. Juni 1875.). 


VI. Abſchnitt. 
Feldpolizei. 
F. 84. 


Der Kreisausſchuß beſchließt Se über die Beftätigung von Gemeinde: 
beſchlüſſen wegen Freigebung des Taubenfangs während der Saat⸗ und Erntezeit 
(. 40. der Feldpolizei⸗Ordnung vom 1. November 1847. Geſetz⸗Samml. ©. 376.). 

Beſchlüſſe der Gemeindebehörden der Stadtkreiſe wegen Freigebung des 


Taubenfangs bedürfen keiner Beſtätigung. 


§. 85. 

Der Bezirksrath beſchließt: 

1) über die Erhöhung oder Verringerung der in den $$. 8. und 9. der 
Feldpolizei⸗Ordnung vom 1. November 1847. vorgeſchriebenen Sätze 
des Pfandgeldes ($. 10. a. a. O.); 

2) über die Feſtſetzung von allgemeinen Werthſätzen für Wartung, Stallung 
und Fütterung gepfändeter Viehſtücke ($. 55. a. a. O.); 

3) über die Feſtſtellung von allgemeinen Gebührenſätzen für Tagatoren 
(F. 66. a. a. O.). 8.85 

. 9. 


n Pfandgeldſtreitſachen findet in den Fällen des §. 67. der Feldpolizei⸗ 
deb 125 P. November 1847. innerhalb der dort beſtimmten En gehen 
Entſcheidungen der Amtsvorſteher und der Polizeibehörden in den zu einem 
Landkreiſe gehörigen Städten mit einer Einwohnerzahl bis zu 10,000 die Klage 
bei dem Kreisausſchuſſe, gegen Entſcheidungen der Polizeibehörden in Stadtkreiſen 
und in den zu einem andkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10,000 Ein⸗ 
wohnern die Klage bei dem e ſtatt. Die Entſcheidung 
des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe des Bezirksverwaltungsgerichts iſt endgültig. 


VII. Abſchnitt. 
Jagdpolizei. 


$. 87. 


Ueber die Genehmigung zur Bildung mehrerer für ſich beſtehender Jagd- 
bezirke beſchließt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksrath (§. 4. des 
Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850., Geſetz-Samml. S. 165.). 

(Nr. 8446.) §. 88. 
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i §. 88. 

Diejenige Gemeindebehörde, welche die Vertretung der Beſitzer, deren 
Grundſtücke einen Jagdbezirk bilden, zu übernehmen hat ($. 9. a. a. O.), be⸗ 
ſtimmt endgültig: 

a) der Kreisausſchuß, wenn die Grundſtücke verſchiedenen Gemeindebezirken 

deſſelben Kreiſes angehören; 

b) der Bezirksrath, wenn die Grundſtücke verſchiedenen Kreiſen deſſelben 

Regierungsbezirks angehören; 

e) der Provinzialrath, wenn die Grundſtücke verſchiedenen Regierungs⸗ 

bezirken derſelben Provinz angehören; 

d) der zuſtändige Miniſter, wenn die Grundſtücke verſchiedenen Provinzen 

angehören. 8 
$. 89. 
Ueber die Genehmigung zur Annahme eines Ausländers als Jagdpächter 


4 80 der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksrath ($. 12. Abſatz 2. 
a. a. O.). 


$. 90. 

Der Bezirksrath beſchließt endgültig über Beſchwerden gegen Verfügungen 
des Landraths oder der Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes, durch welche An⸗ 
träge u ß des Wildes genehmigt oder abgelehnt werden ($$. 23. 24. 
27. a. a. O.). 


In Betreff der Anbringung der Beſchwerde findet die Beſtimmung des 

$. 32. Anwendung. 
$. 91. 

Gegen Anordnungen der Behörden, 

J) welche die Ausübung des Jagdrechtes auf eigenem Grund und Boden 
oder den Ausſchluß iſolirt belegener Höfe von dem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke unterſagen ($$. 2. 3. 5. 7. Abſatz 3. und 4. a. a. O.) oder 

2) welche den Ausſchluß eines von einem Walde begrenzten Grundſtückes 
aus dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke auf Grund des F. 7. a. a. O. 
verfügen, 

ſindet die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. 

Iſt im letzteren Falle die Ausſcheidung erfolgt und findet eine gütliche 
Einigung unter den Betheiligten nicht ſtatt, ſo hat der Beſitzer des begrenzenden 
Waldes den Anſpruch, daß ihm der Beſitzer des umſchloſſenen Grundſtückes die 
Jagdausübung zeitpachtweiſe übertrage oder dieſelbe ruhen laſſe, im Wege der 
Klage vor dem Kreis⸗ oder Stadtausſchuſſe geltend zu machen und beziehungs⸗ 
weiſe in gleicher Weiſe, jedoch vorbehaltlich des Rechtsweges, die Feſtſtellung der 
Pachtentſchädigung zu erwirken. 

$. 92. 


Gegen die von der Gemeindebehörde feſtgeſtellte Vertheilung der Pachtgelder 


und Einnahmen von der durch einen angeſtellten Jäger beſchoſſenen Jagd ($. 5 
a. a. O. 
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a. a. O.) ſteht den betheiligten Grundbeſitzern die Klage bei dem Kreisausſchuſſe, 
in Stadtkreiſen bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu. 


$. 93. 


Gegen Verfügungen des Landraths oder der Polizeibehörde eines Stadt⸗ 
kreiſes, durch welche einem Inländer der Jagdſchein verſagt oder wieder ab⸗ 
genommen wird, findet innerhalb einundzwanzig Tagen die Klage bei dem Be— 
zirksverwaltungsgerichte ſtatt ($$. 14. und 15. a. a. O.). ER 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts iſt nur das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion nach Maßgabe des Titel VIII. des Geſetzes vom 3. Juli 
1875. zuläſſig. 

$. 9. 


Der Bezirksrath beſchließt über die Aufhebung, Verlängerung oder Ver⸗ 


kürzung der Schonzeit ($$. 1. Nr. 9. und 2. des Geſetzes über die Schonzeiten 
des Wildes 94 20. Februar 1870., Geſetz-Samml. S. 120). Der Beſchluß iſt 
endgültig. 
VIII. Abſchnitt. 
Forſtpolizei. 
$. 95. 


Der Bezirksrath beſchließt über die Ertheilung, ſowie über die Zurückziehung 
der ertheilten Genehmigung zur Vereidigung der mit dem Forſtſchutze beauftrag⸗ 
ten Perſonen ($$. 32. und 35. des Geſetzes, betreffend den Diebſtahl an Holz 
und anderen Waldprodukten, vom 2. Juni 1852., Geſetz-Samml. S. 305). 


$. 96. 


In Streitfachen zwifchen dem Waldeigenthümer und den Waldſtreuberech⸗ 
tigten, betreffend die Frage, welche Diſtrikte zum Streuſammeln zu öffnen ſind, 
entſcheidet der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen das Bezirksverwaltungsgericht 
(F. 5. der Verordnung vom 5. März 1843. über die Ausübung der Wald. 


ſtreuberechtigung, Geſez⸗Samml. S. 105.). 


IX. Abſchnitt. 
Waſſerpolizei. 
A. Räumung von Gräben und Waſſerläufen. 
97. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt über den Erlaß von Reglements 
wegen Räumung von Gräben und Waſſerläufen ($. 3. des Vorfluthsgeſches für 
Neuvorpommern und Rügen vom 9, Februar 1867., Geſetz⸗Samml. S. 220.). 

Jahrgang 1876. (Nr, 8446.) 47 S. 98. 


Schonzeit. 
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* §. 98. 

+ Entſteht über die Verpflichtung zur Räumung von Gräben und Waſſer⸗ 
* läufen unter den Betheiligten Streit, ſo entſcheidet herüber der Kreis⸗ (Stadt-) 
1 Ausſchuß im Streitverfahren ($. 10. des Vorfluthsgeſetzes vom 15. November 
FR 1811., Geſetz⸗Samml. S. 352., $.2. des Vorfluthsgeſetzes für Neuvorpommern 
1 und Rügen vom 9. Februar 1867., Geſetz-Samml. S. 220., F. 7. des Geſetzes 
5 85 9 Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843., Geſetz⸗Samml. 
72 B. Feſtſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken. 

1 $. 99. 

. Behufs Feſtſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken erfolgt 
2 Bi 7 der ſachverſtändigen Kommiſſarien durch den Kreis (Stadt“ 
8 usſchuß. 

3 Gegen die durch die Kommiſſarien beim Mangel rechts verbindlicher deutlicher 
Be Beſtimmungen bewirkte Feſtſetzung des Waſſerſtandes ſteht den Betheiligten die 
& Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe zu. 7 

2: Findet ein Streit über das Recht unter den Betheiligten ſtatt, ſo iſt der 
5 Kreis» (Stadt.) Ausſchuß befugt, den Waſſerſtand durch Beſcheid interimiſtiſch 
. feſtzuſetzen. Gegen den Beſcheid ſteht den Betheiligten innerhalb einundzwanzig 
| Tagen der Einfpruch auf mündliche Verhandlung im Streitverfahren und gegen 
a die Entſcheidung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes die Berufung an das Bezirks⸗ 


verwaltungsgericht zu, welches bis zur Rechtskraft der Entſcheidung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege endgültig entſcheidet ($$. 1. bis 7. des Geſetzes vom 15. No⸗ 
vember 1811., H. 4. bis 11. des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


C. Verſchaffung der Vorfluth. 
. $. 100. 
| Anträge auf Verſchaffung der Vorfluth find bei dem Kreis⸗ (Stadt) Aus⸗ 
ſchuſſe anzubringen, welcher über dieſelben im Verwaltungsſtreitverfahren ent⸗ 
ſcheidet. 5 
Die zur Vorbereitung der Entſcheidung vorgeſchriebene örtliche Unterſuchung 
5 wird von dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuß verfügt. 
3 ($$. 11. bis 18. des Vorfluthsgeſetzes vom 15. November 1811., 
5 Artikel 3. des Geſetzes vom 11. Mai 1853., Geſetz-Samml. S. 182., 
i $$. 14. bis 16., 18. bis 20. des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


$. 101. 


In den Fällen des $. 21. Abſatz 2. des Geſetzes vom 9. Februar 1867. 

Ri beſchließt der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß, ob dem Verfahren Fortgang zu 
g geben iſt. 

Ge⸗ 
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Gegen den Beſchluß findet innerhalb einundzwanzig Tagen der Antrag 
5 Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, in welchem der 
Kreis- (Stadt⸗) Ausſchuß endgültig entſcheidet. 


$. 102. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren 

über Anträge auf die Mitbenutzung einer Entwäſſerungsanlage und auf Ab- 

18670ü en des Entwäſſerungsplans ($$. 17. 20. des Geſetzes vom 9. Februar 
1 $. 103. 


„Die Aufforderung zur Schiedsrichterwahl, die Ernennung des Obmanns, 
ſowie der von den Betheiligten nicht rechtzeitig gewählten Schiedsrichter und die 
Inichtigung des Schiedsgerichts erfolgt endgültig durch Beſchluß des Kreis— 
(Stadt) Ausſchuſſes (55. 22. 23. 25. 27. des Geſetzes vom 15. November 1811, 
H. 23. 24. 26. des Geſetzes vom 9. Februar 1867.). 


$. 104. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt: 

1) über die Rechtmäßigkeit der Ablehnung des Schiedsrichteramts ($. 30. 
des Geſetzes vom 15. November 1811. $. 24. des Geſetzes vom 9. Fe— 
bruar 1867.) 

2) über die Zurückweiſung unzuläſſiger Schiedsrichter ($$. 28. 29. des 
Geſetzes vom 15. November 1811., $. 24. des Geſetzes vom 9. Fer 
bruar 1867.) 

3) über die Feſtſetzung der Vergütung der Schiedsrichter (§. 33. des 
Geſetzes vom 15. November 1811., $. 27. des Geſetzes vom 9. Fe 
bruar 1867.) 

4) über die Feſtſetzung der Vergütung der Kommiſſarien ($. 27. des 
Geſetzes vom 9. Februar 1867.). 

Gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes ſteht innerhalb ein- 
undzwanzig Tagen den Betheiligten der Antrag auf mündliche Verhandlung 
ſch Streitverfahren zu, in welchem der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß endgültig ent- 

eidet. 
$. 105. 


Die Anfechtung der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung erfolgt innerhalb ſechs 
Wochen im Wege der Klage bei dem Kreis- (Stadt- Ausſchuß (§§. 25. 26. des 
Geſetzes vom 15. November 1811., $. 26. des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


$. 106. 


Die Vorſchrift in 9. 28. des Geſetzes vom 9. Februar 1867. wegen exeku⸗ 
tiviſcher Einziehung von Koften und Koſtenvorſchüſſen durch die Bezirksregierung 
iſt aufgehoben. 

(Nr. 8446.) 47 * D. Be⸗ 


D. Bewäſſerungsanlagen. 
(Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843. $$. 13. bis 55.) 


$. 107. 


Der Bezirksrath beſchließt über die Beſchränkung der Ableitung des Waſſers, 
wenn durch eine Bewäſſerungsanlage das öffentliche Intereſſe gefährdet oder der 
nothwendige 1 den unterhalb liegenden Einwohnern entzogen wird 
($. 15. a. a. O.). 


$. 108. 


Der Kreis: (Stadt-) Ausſchuß faßt den Präkluſionsbeſcheid bei Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen nach Maßgabe der $$. 19. bis 22. a. a. O. ab. Gegen die Prä⸗ 
kluſion iſt das Reſtitutionsgeſuch innerhalb der geſetzlichen Friſt bei dem Kreis⸗ 
(Stadt) Ausſchuſſe anzubringen, welcher darüber im Verwaltungsſtreitverfahren 
entſcheidet. Auf Being entſcheidet das de ei endgültig. 

In gleicher Weiſe erfolgt die Abfaſſung des Präkluſionsbeſcheides bei Ent- 
wäſſerungsanlagen (Geſetz vom 23. Januar 1846., Artikel 3. des Geſetzes vom 
11. Mai 1853. und $. 29. des Geſetzes vom 9. Februar 1867.) 


$. 109. 


Der Widerſpruch gegen eine Anlage des Uferbeſitzers aus dem Grunde, 
weil dadurch einem Triebwerke das zum Betriebe in dem bisherigen Umfange 
erforderliche Waſſer entzogen werde, iſt im Wege der Klage vor dem Kreis— 
(Stadt.) Ausſchuſſe geltend zu machen ($$. 16. litt. b., 17., 23. Alinea 2. 


a. a. O.). 8 110 


Die Anträge eines Uferbeſitzers auf Einräumung oder Beſchränkung von 
Rechten behufs Ausführung oder Erhaltung von Bewäſſerungsanlagen ſind bei 
dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe anzubringen. 

Behufs Prüfung des Antrages an Ort und Stelle und Vernehmung der 
Betheiligten ernennt der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß einzelne ſeiner Mitglieder oder 
andere Sachverſtändige, welche das Ergebniß der Erhebung unter Beifügung 
ihres Gutachtens feſtzuſtellen haben. ö a 

Demnächſt beſchließt der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß über die Vorfrage, ob 
ein überwiegendes Landeskulturintereſſe vorwalte. * 

„Gegen den Beſchluß ſteht die Beſchwerde an den Provinzialrath zu ($$. 30. 
bis 32. a. a. O.). i 
$. 111. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß ernennt die Kommiſſarien für das fernere 
Verfahren. Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß hat durch Endurtheil über die erho- 
benen Widerſprüche gegen den von den Kommiſſarien entworfenen Plan zu ent⸗ 
ſcheiden und beziehungsweiſe den Plan, ſowie die Friſt zu ſeiner Ausführung 
feſtzuſtellen ($$. 33. bis 44. a. a. O.). 1 

8 . 112. 
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$. 112. 


„Der Kreis» (Stadt-) Ausſchuß ernennt die Taxatoren und ſtellt die Ent⸗ 
ſchädigung durch Endurtheil feſt. | 

„Gegen das Endurtheil fteht dem Berechtigten nur der Rekurs an das 
Reviſionskollegium zu ($$. 15. bis 47., 54. und 55. a. a. O.). 


$. 113. 


Die Einziehung und Auszahlung oder gerichtliche Depoſition der feſt⸗ 
geſtellten Entſchädigungsſumme liegt dem Landrathe, in Stadtkreiſen dem Ge⸗ 
meindevorſtande ob. 


$. 114. 


Ueber den Antrag auf vorläufige Geftattung der Anlage und die Höhe 
der zu erlegenden Kaution entſcheidet der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren (§ . 52. 53. a. a. O.). 


E. Strom-, Schiffahrts⸗ und Hafenpolizei. 


6. 115. 


Unter der nach $. 59. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. dem 
Amtsvorſteher übertragenen Waſſerpolizei iſt die Strom-, Schiffahrts- und 
Hafenpolizei nicht begriffen. 8 5 | 

Die Befugniß, Polizeivorſchriften über Gegenftände der Strom-, Sciff- 
fahrts⸗ und Satenpoligei zu erlaſſen, ſteht, vorbehaltlich der Beſtimmung des 
F. 85. Abſatz 2. litt. b. der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875., ausſchließlich 
dem Oberpräſidenten, ſoweit aber mit der Verwaltung dieſer Zweige der Polizei 
beſondere unmittelbar von dem Miniſter für Handel reſſortirende Behörden 
beauftragt ſind, den letzteren zu. uk 5 

Für Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnungen können Geldftrafen 
bis zu dreißig Mark angedroht werden. Die $$. 77. und 78. der Provinzial⸗ 
ordnung finden entſprechende Anwendung. 55 

Die von dem Oberpräſidenten zu erlaſſenden Polizeiverordnungen bedürfen 
der Zuſtimmung des Provinzialrathes. In Fällen, welche keinen Aufſchub 
iiur „iſt der Oberpräſident befugt, die Verordnung vor Einholung der Zu⸗ 

immung des Provinzialrathes zu erlaſſen. Wird dieſe Zuſtimmung nicht inner⸗ 
halb drei Monaten nach dem Tage der Publikation der Verordnung ertheilt, fo 
hat der Oberpräſident dieſelbe außer Kraft zu ſetzen. 

Die Befugniß des Miniſters des Innern, jede polizeiliche Vorſchrift, ſo— 
weit Geſetze nicht entgegenſtehen, außer Kraft zu ſetzen, wird hinſichtlich der 
ſtrom⸗, ſchiffahrts⸗ und hafenpolizeilichen Vorſchriften auf den Miniſter für 
Handel übertragen. 

(Nr. 8446.) X. Ab. 
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X. Abſchnitt. 
Fiſchereipo lizei. 
$. 116. 

Der Provinzialrath beſchließt: i 

J) über den Erlaß von Regulativen, betreffend die Beaufſichtigung und den 
Schutz der Laichſchonreviere ($. 31. des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 
1874., Geſetz⸗Samml. S. 197.) 

2) In die 0 gung zur Ausführung von Fiſchpäſſen ($$. 36. und 

a. a. O.); 

3) darüber, in welchen Zeiten des Jahres der Fiſchpaß geſchloſſen ge⸗ 
halten werden muß und in welcher Ausdehnung oberhalb und unter- 
halb des Siöpafies für die Zeit, während welcher der Fiſchpaß 
geöffnet iſt, jede Art des Fiſchfangs verboten iſt ($$. 41. und 42. 
a. a. O.). 


Die Beſchwerde findet an den Minifter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten ſtatt. 


§. 117. 

Der Bezirksrath beſchließt: 

1) über die Geſtattung von Ableitungen nach $. 43. Abſatz 2. des Fiſcherei— 
geſetzes vom 30. Mai 1874. und über die Anordnung von Vorkehrungen 
nach F. 43. Abſatz 3. a. a. O., ſofern die betreffende Ableitung nicht 
Zubehör einer der im F. 16. der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 
a a be S. 245.) als genehmigungspflichtig bezeichneten 

nlagen iſt. f 
Die Schlußbeſtimmung des $. 43. des Fiſchereigeſetzes wird in 
Betreff der im $. 16. der Reichsgewerbeordnung nicht erwähnten An⸗ 
lagen aufgehoben; 

2) über die Geftattung von Ausnahmen von dem Verbote des Flachs⸗ 

und Hanfrötens in nicht geſchloſſenen Gewäſſern ($. 44. a. a. O.). 


$. 118. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß führt die Aufſicht über die nach den $$. 9. 
und 10. des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874. gebildeten Genoſſenſchaften. 
Behauptet die Genoſſenſchaft, daß die im Aufſichtswege getroffene Ver⸗ 
fügung dem Statute oder dem Geſetze widerſpricht, ſo ſteht ihr innerhalb ein- 
undzwanzig Tagen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zu. 8 19 
rg. 


Wird die Verpflichtung zur Theilnahme an den Laſten der nach den $$. 9. 
und 10. a. a. O. gebildeten Genoſſenſchaften, oder 
wird 
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wird das Recht zur Theilnahme an den Aufkünften aus der gemeinfchaft- 
lichen Fiſchereinutzung (F. 10. a. a. O.) beſtritten, 8 
ſo hat hierüber der Genoſſenſchaftsvorſtand Beſcheid je ertheilen. Gegen 
den Beſcheid findet innerhalb einundzwanzig Tagen die Klage bei dem Kreis⸗ 
(Stadt-) Ausſchuſſe ſtatt. Die Entſcheidung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes 
iſt vorläufig vollſtreckbar. 
$. 120. 


Der Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts unterliegen: 
1) Streitigkeiten über die Frage, ob ein Gewäſſer als ein geſchloſſenes 


anzuſehen iſt (F. 4. a. a. O.) / 
2) Klagen der Fiſchereiberechtigten oder Fiſchereigenoſſenſchaften auf weitere 
) Beſchränkung der günziche Aufhebung von Fiſchereiberechtigungen, 
welche auf die Benutzung, einzelner beſtimmter Fangmittel oder ſtändiger 
Fiſchereivorrichtungen gerichtet find ($. 5. Ziffer 2. a. a. O.). 


XI. Abſchnitt. 
Deichangelegenheiten. 


F. 121. 


Der Bezirksrath beſchließt: 

1) über die Genehmigung für neue und für die Verlegung, Erhöhung 
oder Beſeitigung beſtehender Deichanlagen ($$. 1. bis 3. des Ge- 
feßes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848., Geſetz-Samml. 
S. 54.) / 

2) über die Herſtellung ganz oder theilweiſe verfallener oder zerſtörter 
Deiche und die Heranziehung der Pflichtigen zur Erhaltung oder Wieder⸗ 
herſtellung ($$. 4. und 5. a. a. O.) / 

3) über die interimiſtiſche Tragung der Deichbaulaſt und die Vertheilung 
der Beiträge ($$. 6. bis 8. a. a. O.) 

4) über die Beſchränkung oder Unterſagung der Aang eines zu einem 
Deichverbande nicht gehörenden Deichs 8 24. a. a. O.). 

Die Beſchwerde findet an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ans 

gelegenheiten ſtatt. 
5 122. 


Befugniſſe, welche hinſichtlich der Deichverbände den Bezirksregierungen 
durch Deichſtatuten in Gemäßheit des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Ja⸗ 
nuar 1848. übertragen worden find, können durch Statut oder Statutenänderung 
den Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſen, den Bezirks- oder Provinzialräthen oder den 
Verwaltungsgerichten überwieſen werden. 

(Nr, 8446.) XI. Ab⸗ 
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XII. Abſchnitt. 


Gewerbepolizei. 
A. Gewerbliche Anlagen. 
. 123. 
Erteilung der Geneh⸗ Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß, in den einem Landkreiſe angehörigen Städten 


a mit mehr als 10,000 Einwohnern der Magiſtrat, beſchließt über Anträge auf 
Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung 1 8 Keen Anlagen ($$. 16. 
bis 25. der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869., Reichsgeſetz vom 2. März 
1874., Reichs⸗Geſetzbl. S. 19.), ſoweit die Beſchlußfaſſung hierüber der Bezirks⸗ 
regierung zuſtand und konzeſſionspflichtige Anlagen der nachbezeichneten Art in 
Frage ſtehen: 

Gasbereitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten, Anſtalten zur Deftillation 
von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, Stein- 
kohlentheer und Koaks, Asphaltkochereien und Pechſiedereien, Glas⸗ 
und Rußhütten, Kalk⸗, Ziegel: und Gypsöfen, Metallgießereien, 
Hammerwerke, Schnellbleichen, Firnißſiedereien, Stärkefabriken, Stärke⸗ 
ſyrupfabriken, Wachstuch-, Darmſaiten⸗, Dachpappen⸗ und Dachfilz⸗ 
fabriken, Darmzubereitungsanſtalten, Leim, Thran⸗ und Seifenfiede- 
reien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Hopfenſchwefeldarren, Zubereitungsanſtalten für Thier⸗ 
haare, Talgſchmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Stroh- 
papierſtofffabriken, Stauanlagen für Waſſertriebwerke, Dampfkeſſel 
und Fabriken, in welchen Dampfkeſſel oder andere Blechgefäße durch 
Vernieten hergeſtellt werden. 

Im Falle fernerer Ergänzung des Verzeichniſſes der konzeſſionspflichtigen 
Anlagen gemäß F. 16. letzter Abſatz der Reichsgewerbeordnung bleibt die Be⸗ 
ſtimmung darüber, für welche der in das Verzeichniß nachträglich aufgenommenen 
Anlagen der Kreisausſchuß (Stadtausſchuß „Magiſtrat) zuſtändig iſt, Königlicher 
Verordnung vorbehalten. 

$. 124. 


Der Bezirksrath beſchließt über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung 
oder Veränderung gewerblicher Anlagen, ſoweit die Beſchlußnahme darüber nicht 
nach 8 123. dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe (Magiſtrat) überwieſen iſt. Der 
Bezirksrath beſchließt ferner im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Oberbergamte 
über die Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum Betriebe von erg⸗ 
werken oder Aufbereitungsanſtalten dienen ($. 59. Abſatz 3. des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865., Geſetz-Samml. S. 705.). 


a $. 125. 


Der Bezirksrath beſchließt auf Antrag der Ortspolizeibehörde darüber, ob 
die Ausübung eines Gewerbes in Anlagen, deren Betrieb mit eee 
[2 


Geräuſch verbunden ift, an der gewählten Betrieböftätte zu unterſagen oder nur 
unter Bedingungen zu geftatten iſt (§. 27. der Reichsgewerbeordnung). 


$. 126. * 


Die Befugniß, gemäß F. 51. der Reichsgewerbeordnung die fernere Ber Unterfagung der fer. 
nutzung einer beet en Anlage 1 überwiegender Nachtheile und Gefahren 2 
für das Gemeinwohl zu unterſagen, ſteht dem Bezirksrathe zu. 


$. 197. 


In den Fällen der $$. 123. bis 126. findet die Beſchwerde an den Minifter 
für Handel ſtatt. Derſelbe hat, ſofern bei Stauanlagen Landeskulturintereſſen 
in Betracht kommen, den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
uzuziehen. 

8 Die Beſchwerde ſteht auch dem Vorſitzenden des Bezirksrathes nach Maß⸗ 
gabe der $$. 74. und 75. der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875. zu. 


B. Gewerbliche Konzeſſionen. 


$. 128. 


Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Betriebe der Gaſt⸗ und erthelung der Ron 
Schankwirthſchaft / 125 Rleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, fowie zum Eee Ve Pi 


Handel mit Giften ($$. 33. 34. der Reichsgewerbeordnung) beſchließt der Kreis- Gewerbebetriebe. 
Stadt-) Ausſchuß. 5 
i Wird de Gtlaubniß verſagt, ſo ſteht dem Antragſteller innerhalb DE 
Tagen der Antrag auf Fre Verhandlung vor dem Kreis- (Stadt-) Aus: 
uſſe im Verwaltungsſtreitverfahren zu. f N 
N Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Betriebe der Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaft, ſowie zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus iſt 
unächſt die Gemeinde⸗ und Ortspolizeibehörde zu hören. Wird von einer 1 5 
Behörden Widerſpruch gegen die Ertheilung der Erlaubniß erhoben, ſo erfolgt 
ſofort die mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren. 
Geegen die Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts iſt das Rechtsmittel 
der Reviſſon zuläſſig. f BR 5 5 
In den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10,000 Ein⸗ 
wohnern tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat. 


$. 129. 


Ueber Anträge auf Ertheilung der Konzeſſion zu Privat- Kranken», Ent⸗ 
bindungs⸗ und Irrenanſtalten oder der Erlaubniß zu Schauſpielunternehmungen 
($. 30. Abſatz 1., $. 32. der Reichsgewerbeordnung) beſchließt der Regierungs⸗ 
präſident. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8446.) 48 Stehen 
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Stehen der Ertheilung nach Maßgabe des Geſetzes Bedenken entgegen, ſo j 

hat der Regierungspräſident den Antrag durch einen Vorbeſcheid, welcher die a 
e Bedenken bezeichnen muß, an das Bezirksverwaltungsgericht 


zur Entſcheidung abzugeben. Der Vorbeſcheid iſt gleichzeitig dem Antragſteller 
in Abſchrift zuzufertigen. 
$. 130. 
eg Gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch welche die Erlaubniß 


licher Konzeſſionen. zum gewerbsmäßigen öffentlichen Verbreiten von Druckſchriften ($. 43. der 
eichsgewerbeordnung) verſagt, oder die nicht gewerbsmäßige öffentliche Ver⸗ 

breitung von Druckſchriften (F. 5. des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 

1874., Reichs⸗Geſetzbl. S. 65.) verboten worden ift, findet die Klage bei dem 
Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen 

Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ftatt 


$. 131. 


Gegen Verfügungen der Verwaltungsbehörden, durch welche Reichsange⸗ 
hörigen der Legitimationsſchein 

1) zum Ankauf von Waaren oder zum Aufſuchen von Waarenbeſtellungen 

8 44. der Reichsgewerbeordnung) oder 
2) 5 Gewerbebetriebe im Umherziehen ($$. 55. 58. 60. und 62. 
bſatz 2. der Reichsgewerbeordnung) 

verſagt worden iſt, findet die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. 
Soweit die Ertheilung der Legitimationsſcheine bisher der Bezirksregierung zu⸗ 
ſtand, erfolgt dieſelbe fortan durch den Regierungspräſidenten. 


$. 132. 


Gegen die Endurtheile des Kreisausſchuſſes eee des Bezirks. 
verwaltungsgerichts in den Fällen der $$. 130, und 131. iſt nur das Rechtsmittel 


der Reviſion an das Oberverwaltungsgericht nach Maßgabe des Titels VIII. 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875. zuläſſig. 


$. 133. 


Entziehung der Befug · Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe ge⸗ 
ae hörigen Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern das Bezirksverwaltungsgericht 
a eder auf Klage der zuſtändigen Behörde: 
1) über die Unterſagung des Betriebes der in $. 35. der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung (Tanz, Turn-, Schwimmunterricht, Trödel und Pfandleihe, 
Geſindedermiethun ) und der im F. 37. a. a. O. (Gewerbe zur Unter⸗ 
haltung des öffentlichen Verkehrs, Dienſtanbietung) gedachten Gewerbe, 
2) über die Zurücknahme von Konzeſſionen zum Betriebe der Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaft, zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, 
ſowie zum Handel mit Giften (§. 53. a. a. O.). 
$. 134, 
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$. 134. 


„Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet auf Klage der zuftändigen Be⸗ 
hörde über die Zurücknahme: 

1) der im he $. 133. Nr. 2. nicht gedachten, im $. 53. der 
Reichsgewerbeordnung aufgeführten Approbationen, Genehmigungen und 
Beitallungen; 

2) der Konzeſſionen der e ee ſowie der Auswande⸗ 
rungsunternehmer und Agenten (Geſetze vom 7. und 17. Mai 1853., 
Geſetz-Samml. S. 729. und 293.) 

3) der Konzeſſionen der Handelsmakler (F. 71. der Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845., GeſetzSamml. S. 41.) 

4) der Patente der Elbſchiffer 08 12. 13. der Additionalakte zur Elb⸗ 
ſchiffahrtsakte vom 13. April 1844, Geſetz⸗Samml. S. 458. ff. und 
F. 31. Abſatz 3. der Reichsgewerbeordnung), 

5) der Prüfungszeugniſſe der Hebammen (F. 30. Abſatz 2. der Reichs; 
gewerbeordnung). 

$. 135. 


In den Fällen der $$. 123. bis 134. beträgt die Friſt zur Einlegun der 
Beſchwerde gegen die Beſchlüſſe des eue (Stadtausſchuſſes, Magi 
ſtrats) oder Bezirksrathes, zum Magi auf mündliche Verhandlung vor dem 
Kreisausſchuſſe (Stadtausſchuſſe, Magiſtrat), zur Klage gegen Verfügungen der 
Behörden, ſowie zur Berufung und Reviſion gegen Endurtheile der Verwaltungs 
gerichte vierzehn Tage. 


C. Sonſtige gewerbepolizeiliche Angelegenheiten. 


$. 136, 


Der Bezirksrath beſchließt: 
1) über die Aufhebung oder Veränderung der Kehrbezirke für Schorn⸗ 
ſteinfeger ($. 39. der Reichsgewerbeordnung) / 


2) über die Genehmigung zur Erhöhung der bei der Aufnahme in eine 
Innung zu entrichtenden Antrittsgelder ($$. 85. und 103. a. a. O.); 

3) über die Genehmigung von Innungsſtatuten und Abänderungen der⸗ 
ſelben, ſowie zur Auflöſung von Innungen ($$. 92. 93. 99. und 
103. a. a. O)), ingleichen über die Ertheilung von Korporationsrechten 
an die mit einer 1 verbunden geweſenen Unterrichtsanſtalten, 
Hülfskaſſen oder andere Inſtitute zu öffentlichen Zwecken nach erfolgter 
Auflöſung einer Innung (F. 94. Abſatz 5. a. a. O.) 

4) über die Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte, über die fernere 

Geſtattung des herkömmlichen Wochenmarktverkehrs mit gewiſſen Hand⸗ 

werkerwaaren von Seiten der einheimiſchen W ($. 64. a. a. O.) / 


(Nr. 8446.) 5) dar⸗ 


Kehrbezirke, Märkte, 
Ortsſtatuten, 
Innungsſachen dc. 
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N Marktſtandsgelder. 


F 


E 
5) darüber, welche Gegenſtände, außer den im §. 66. der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung 1 nach Ortsgewohnheit und Bedürfniß im Re⸗ 
gierungsbezirke überhaupt oder an gewiſſen Orten zu den Wochen⸗ 
marktsartikeln gehören. 


Die a de über Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte 
erfolgen unter Zuſtimmung der Gemeindebehörden des Marktortes. 


$. 137. 


Der Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts unterliegen Streitigkeiten 
zwiſchen Ortsgemeinden und Innungen in Folge der Auflöſung der letzteren 
gemäß $. 94. Abſatz 4. und $. 103. a. a. O. 

Ingleichen findet in den Fällen der $$. 95. und 103. a. a. O. innerhalb 
der dort beſtimmten Friſt gegen die Entſcheidungen der Gemeindebehörden in 
Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung von Innungsgenoſſen, über 
die Wahl der Innungsvorſtände und die Rechte und Pflichten der letzteren die 
Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. 


$. 138. 


Der Provinzialrath beſchließt über die Genehmigung von Ortsſtatuten, 
betreffend gewerbliche An elegenheiten ($. 142. a. a. O.). 
Die Beſchwerde findet an den Miniſter für Handel ſtatt. 


$. 139. 


Der Provinzialrath beſchließt über die Zahl, Zeit und Dauer der Kram⸗ 
und Viehmärkte. Die Beſchwerde findet an den Miniſter für Handel ſtatt. 


$. 140. 


Sofern bei Aufhebung von Märkten der in den $$. 136. und 139, be⸗ 
5 Art Entſchädigungsanſprüche von Marktberechtigten in Frage kommen, 
edürfen die bezüglichen Beſchlüſſe des Bezirksrathes, beziehungsweiſe des Pro⸗ 
vinzialrathes der Surg des Miniſters für Handel. 


$. 141. 


Der Provinzialrath beſchließt über die Einführung neuer, ſowie über die 
ante: oder Ermäßigung und anderweite Regulirung beſtehender Markt⸗ 
ſtandsgelder (Geſetz vom 26. April 1872., betreffend die rhebung von Markt⸗ 
für Handel t Seen S. 513.). Die Beſchwerde findet an den Miniſter 
für Handel ſtatt. 

Ge der Beſtimmung des F. 5. Abſatz 2. des Geſetzes vom 26. April 1872. 
behält es ſein Bewenden. 


$. 142. 


C 
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$. 142. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet in Streitſachen, betreffend die Crfindungspatente 
Beeinträchtigung der durch ein Erfindungspatent erlangten Rechte (Nr. 9. und 10. 
des Publikandums vom 14. Oktober 1815., Minifterialblatt für die innere Ver⸗ 
waltung 1849., Seite 227.). 
$. 143. 


Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet an Stelle des Miniſters für 
Handel in erſter und letzter Inſtanz in Streitſachen, betreffend die Zurücknahme 
von Erfindungspatenten, gemäß Nr. VI. der Uebereinkunft der zum Zoll⸗ und 
Handelsvereine verbundenen Wee wegen Ertheilung von Erfindungs⸗ 
17 und Privilegien vom 21. September 1842. (Geſetz Samml. für 1843. 

265 


Zur Anſtellung der Klage iſt auch der Miniſter für Handel befugt. 


$. 144. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet: ee genug 
1) über Anträge auf Ablöſung von Gewerbeberechtigungen und auf Ent- gungen de. 
ſchädigung für aufgehobene Gewerbeberechtigungen ($$. 34. ff. des 
Entſchädigungsgeſetzes zur Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845., Geſetz⸗Samml. S. 79.); 
2) über Anträge auf Ablöſung der auf den Betrieb des Abdeckereigewerbes 
bezüglichen Berechtigungen und auf W für aufgehobene 
Gewerbeberechtigungen (Deich vom 31. Mai 1858., Geſeh⸗ Samml. 
S. 333. und Geſetz vom 17. Dezember 1872., Geſetz⸗Samml. S. 717.). 


D. Errichtung öffentlicher Schlachthäuſer. 
$. 145. 


Der Provinzialrath beſchließt: Erißtung Sentüier 
1) über die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen wegen ausſchließlicher 5 
Benutzung öffentlicher Schlachthäuſer und wegen Unterſuchung des in 
ſolche Häuſer gelangenden Schlachtviehs, ſowie über die Beſlätigung 
von Verträgen wiſchen einer Gemeinde und einem Unternehmer in 
Betreff der Errichtung eines öffentlichen Schlachthauſes N 1. bis 3. 
und $. 12. des Geſetzes vom 18. März 1868., Geſetz-Samml. S. 277.) 
2) über Entſchädigungsanſprüche der e und Nutzungsberech⸗ 
tigten von Privatſchlachtanſtalten wegen des ihnen durch die Errich- 
tung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer zugefügten 
Schadens ($$. 9. bis 11. a. a. O.). 
a In den Fällen zu 1. findet die Beſchwerde an den Miniſter für Handel 
in den Fällen a 2. ara der ordentliche Rechtsweg gemäß F. 11. a. a. S ſtatt 
(Nr. 8446.) XIII. Ab- 
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XIII. Abſchnitt. 
Angelegenheiten der Handelskammern. 


$. 146. 


Der Minifter für Handel beſchließt über die Genehmigung zur Erhebung 
eines zehn Prozent der Gewerbeſteuer vom Handel überſteigenden Zuſchlags von 
Seiten einer Handelskammer, ſowie zu einer Ueberſchreitung des Etats derſelben, 
ingleichen über die Herabſetzung der etatsmäßigen Koſten auf den Betrag eines 
zehnprozentigen Zuſchlags zur Gewerbeſteuer vom 2 ($. 24. des Geſetzes 
über die Handelskammern vom 24. Februar 1870., Geſetz⸗Samml. S. 134.). 


F. 147. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet: 

1) über Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, beziehungsweiſe des 
Regierungspräſidenten, durch welche Einwendungen gegen die Liſte der 
ur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder der Handelskammer 

erechtigten zurückgewieſen find ($. 11. des Geſetzes über die Handels- 
kammern vom 24. Februar 1870.) 

2) über Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, durch welche Ein⸗ 
ſprüche gegen die Wahl von Mitgliedern der Handelskammer zurück⸗ 
gewieſen find ($. 15. a. a. O.); 

3) über Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, nach welchen ein 
Mitglied ausgeſchloſſen oder von ſeinen Funktionen vorläufig entfernt 
werden ſoll 8 18. und 19. a. a. O.); 

4) über Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, 1 0 welche Be⸗ 

ö ſchwerden über unrichtige Einſchätzung zu einer fingirten Gewerbeſteuer 

Kr Zwecks Aufbringung der etatsmäßigen Koſten der Handelskammer 
zurückgewieſen ſind 8 23. a. a. O.). 

Die Klage ift in den Fällen zu 1. bis 3. innerhalb zehn Tagen, in den 

Fällen & 4. innerhalb einundzwanzig Tagen anzubringen. 

egen die Endurtheile des Bezirksperwaltungsgerichts iſt nur die Reviſion 
nach Maßgabe des Titels VIII. des Geſetzes vom 3. Juli 1875. zuläſſig. 
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XIV. Abſchnitt. . 
i Verſicherungsangelegenheiten. 
1 V. 148. 
5 Die Klage bei dem Kreisausſchuſſe, in den Stadtkreiſen und in den zu einem 
* 


Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern bei dem Bezirks⸗ 
W geri findet ſtatt: 


1) ge 


e TER R 

1) gegen Anordnungen der Ortspolizeibehörde wegen Zurückführung des 
BerficherungShetraged auf den 5 5 Werth (F. 4. des Gesetzes 
über das Mobiliar⸗Feuerverſicherungsweſen vom 8. Mai 1837., Geſetz⸗ 
Samml. S. 102.) 

2) gegen Verfü ungen der Sg durch welche die Genehmi⸗ 
gung zur Aush indi ung der Verſicherungspolice oder des Prolon⸗ 
gationsſcheins verfagt worden iſt ($$. 14. und 15. des Geſetzes vom 
8. Mai 1837. und die Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Mai 1841, 
betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen in den $$. 14. und 15. 
des Geſetzes vom 8. Mai 1837. auf Verſicherung von Immobilien 
bei in» und ausländiſchen Feuerverſicherungsgeſellſchaften, Geſetz⸗ 
Samml. S. 122.) g 

3) gegen Einſprüche der Ortspolizeibehörde wider die Auszahlung von 
Brandentſchädigungsgeldern (F. 18. und 19. des Geſetzes vom 
8. Mai 1837.) 


XV. Abſchnitt. 
Hülfskaſſen. 


$. 149. 


Die durch das Reichsgeſetz über die eingeſchriebenen Hülfskaſſen vom 
7. April 1876. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 125.) der höheren Verwaltungsbehörde bei⸗ 
gelegten Befugniſſe und Obliegenheiten werden fortan von dem Regierungs- 
Präfidenten wahrgenommen e | 

Derſelbe beſchließt über Anträge auf Zulaſſung eingeſchriebener Hülfskaſſen 


4. a. a. O.). 

Stehen 5 Zulaſſung nach Maßgabe des Geſetzes Bedenken entgegen, ſo 
hat der Regierungspräſident den Antrag durch einen Vorbeſcheid, welcher die 
entgegenſtehenden Bedenken bezeichnen muß, an das Bezirksverwaltungsgericht 
zur Entſcheidung abzugeben. Der Vorbeſcheid iſt gleichzeitig dem Antragſteller 
in Abſchrift zuzufertigen. 

§. 150. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet auf Klage des Regierungspräſi⸗ 
denten über di Schließung eingeſchriebener Hülfskaſſen (J. 29. = O. ; N A 

Das Bezirksverwaltungsgericht kann vor Erlaß des Endurtheils auf Antrag 
des Regierungspräſidenten nach Anhörung des Kaſſenvorſtandes die vorläufige 
Schliehumg der Hülfskaſſe anordnen, welche alsdann bis zum Erlaffe des End. 
urtheils fortdauert. 


$. 151. 


Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt vierzehn Tage. 
ee XVI. Ab. 
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XVI. Abſchnitt. 
Sparkaſſenangelegenheiten. 


$. 152. 


Die dem Oberpräſidenten nach dem Reglement, betreffend die Einrichtun 
des Sparkaſſenweſens, vom 12. Dezember 1838. (Geſetz⸗Samml. 1839. ©. 5. 
bee Befugniß zur Genehmigung der von den Gemeinden zu errichtenden 

parkaſſen und zur Beſtätigung der Statuten ſteht demſelben fortan auch in 
Betreff der von den Kreiſen zu errichtenden Sparkaſſen zu. 

Die Genehmigung zur Errichtung von Gemeinde» oder Kreisſparkaſſen, 
ſowie die Beſtätigung der Statuten darf von dem Oberpräſidenten nur unter 
Zuſtimmung des Provinzialratßes verſagt werden. 

Der gleichen Zuſtimmung bedarf es zu Aenderungen oder Er änzungen 
der Statuten, welche der Oberpräſident auch gegen den Willen der Gemeinden 
oder Kreiſe zu treffen ermächtigt iſt (Nr. 12. und 18. des Reglements). 
ee a über die Verwaltung der Gemeinde⸗ und Kreisſparkaſſen 
führen die geordneten Kommunalaufſichtsbehörden. Wo im Geſetze oder in den 
en eine ausdrückliche ſtaatliche Genehmigung vorgeſchrieben ift, ertheilt 
ieſe 

in Betreff der von Landgemeinden errichteten Sparkaſſen der Kreis⸗ 
ausſchuß, 

in Betreff der von Stadtgemeinden oder Kreiſen errichteten Sparkaſſen 

der Regierungspräſident mit der Maßgabe, daß die Verſagung der 
Genehmigung nur unter Zuſtimmung des Bezirksrathes erfolgen darf. 

Gegen die Verſagung der . ſteht der betreffenden Gemeinde 
beziehungsweiſe dem betreffenden Kreiſe die Beſchwerde an den Bezirksrath, 
beziehungsweiſe an den Provinzialrath zu. 


XVII. Abſchnitt. 
Baupolizei. 


$. 153. 


Der Provinzialrath beſchließt über die Anwendung der in den Städten 
geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden auf ſolchen zum 
platten Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im 
Gemenge mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken liegen, 2 den Vorſchriften 
der Verordnung vom 17. Juli 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 399.). 

Die Beſchwerde findet an den Miniſter für Handel ftatt. 


$. 154. 


Ueber die Anwendung der Beſtimmungen der Verordnung vom 21. Dezem⸗ 
ber 1846., betreffend die bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchäftigten Hand- 
ar 
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arbeiter (Geſetz⸗Samml. 1847. S. 21.), auf andere öffentliche Bauausführungen 
a und Chauſſeebauten ꝛc.) gemäß $. 26. der gedachten Verordnung, 
ießt: 

1) inſoweit es ſich um Bauten der Kreiſe, Amtsverbände oder Gemeinden 
handelt, der Regierungspräſident unter Zuſtimmung des Bezirksrathes, 
vorbehaltlich der Beſchwerde an den Provinzialrath; 

2) inſoweit es ſich um Bauten des Provinzialverbandes handelt, der 
Oberpräſident unter Zuſtimmung des Provinzialrathes endgültig, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen im $. 118. der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875. 8. 155 


„Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den einem Landkreiſe angehörigen 
Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern das Bezirksverwaltungsgericht, ent- 
ſcheidet auf Klagen gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch welche ein 

aukonſens 90 oder nur unter Bedingungen ertheilt iſt, oder nachträglich 

aubedingungen auferlegt ſind. 


$. 156. 


Der Bezirksrath beſchließt an Stelle der Bezirksregierung, nach Vorſchrift 
der beſtehenden Baupolizeiordnungen, über Anträge, welche auf Dispenſation 


von baupolizeilichen Beſtimmungen gerichtet find. 


XVIII. Abſchnitt. 
Enteignungsſachen. 


$. 157. 


Die Befugniſſe in Enteignungsſachen, welche durch den $. 5. ($. 56. litt. a.) 
des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874. 
(Geſetz⸗»Samml. S. 221.) dem Regierungspräſidenten, durch $. 56. litt. b. deſſelben 
Geſetzes dem Verwaltungsgerichte, ſowie durch $$. 142. ff. des Allgemeinen Berg⸗ 
fee vom 24. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. S. 705.) der Regierung beigelegt 
ind, werden fortan von dem Bezirksrathe wahrgenommen. f 
Gegen die in erſter Inſtanz gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksrathes findet, 
es nicht der ordentliche Rechtsweg zuläſſig iſt, die Beſchwerde an den Miniſter 
r Handel ſtatt. ö 
1 5 Schlusbetinmung des $. 89. des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung 
der Verwaltun 9 und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 1875. 
Geſeß⸗Samml. S. 375.) wird aufgehoben. 


$. 158. 


Die nach $. 56. litt. c. und H. 53. Abſatz 1. des Geſetzes vom 11. Juni 1874. 
dem Landrathe beziehungsweiſe dem Magiſtrate zugewieſene Entſcheidung iſt fortan 
durch Beſchluß des Kreis (Stadt-) Ausſchuſſes zu treffen. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8446.) 49 $. 159. 
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Der Bezirksrath beſchließt über die Feſtſtellung der Entſchädigung in den 
G der $$. 39. ff. des Reichsgeſetzes vom 21. Dezember 1871., betreffend die 
eſchränkungen des Grundeigenthuns in der Umgebung von Feſtungen (Reichs- 
Geſetzbl. S. 459.). f 


XIX. Abſchnitt. 
Angelegenheiten des Perſonenſtandes und der Staatsangehörigkeit. 


$. 160. 


Die ſtaatliche Aufficht über die Amtsführung der Standesbeamten wird 


in den Landgemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirken von dem Kreisausſchuſſe, 
in höherer Juſtanz von dem Provinzialrathe und dem Miniſter des Innern, in 
den Stadtgemeinden von dem Bezirksrathe, in höherer Inſtanz von dem Pro⸗ 
vinzialrathe und dem Miniſter des Innern geführt ($. 7. des Preußiſchen Geſetzes, 


| 


betreffend die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Form der Eheſchließung 


vom 9. März 1874. Geſetz⸗Samml. S. 95. und g. 11. des Reichsgeſetzes über die 
Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. 1 1875. 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 23.). ö 


$. 161. 


Die durch das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870. über die Erwerbung und 
den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit (Bundes ⸗Geſetzbl. S. 355.) 


der höheren Verwaltungsbehörde beigelegten Befugniſſe übt fortan der Regierungs⸗ 


präſident aus. 
Gegen den Beſcheid des Regierungspräſidenten, durch welchen Angehörigen 


eines anderen Deutſchen Bundesſtaates oder einem früheren Reichsangehörigen die 


Ertheilung der Aufnahme⸗Urkunde, oder einem Preußiſchen Staatsangehörigen die 


Ertheilung der Entlaſſungs⸗Urkunde in Friedenszeiten verſagt worden iſt ($$. 7. 


15. 17. und 21. letzter Abſatz a. a. O.) findet innerhalb 8 dt dag Tagen 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt das 
waltungsgericht. 

W. Abſchnitt 


Aufſtellung von Geſchwornenliſten. 
$. 162. 


Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt endgültig über 6 gegen die Auf⸗ 
55 


ſtellung der Geſchwornen-Urliſten erhobenen Einwendungen ($. er Verord⸗ 


nung vom 3. Januar 1849.) und läßt, im Falle er dieſelben für begründet 
erachtet, die nachträgliche Eintragung oder Löſchung innerhalb acht Tagen nach 


Ablauf der dreitägigen Einwendungsfriſt bewirken. 


berver⸗ 
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XXI. Abſchnitt. 


Steuerangelegenheiten. 


$. 163. 


Der Provinzialrath beſchließt über die Ergänzung der vom Kreisausſchuſſe 
verfagten Juſtimmung zur Vereinigung von Gemeinden und ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirken zu gemeinſchaftlichen Einſchätzungsbezirken für die Klaſſenſteuer 
(Artikel II. des Geſetzes vom 16. Juni 1875., betreffend 1055 Abänderungen 
der Vorſchriften für die Veranlagung der Klaſſenſteuer, Geſetz— amml. S. 234.). 


XXII. Abſchnitt. 
Synagogengemeinde-Angelegenheiten. 


$. 164. 


Das Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet auf Klagen Einzelner wegen 
Verletzung der ihnen als Mitglieder einer Synagogengemeinde uftehenben Rechte 
und der ihnen obliegenden Verpflichtungen zu Abgaben und Leiſtungen (§. 49. 
Nr. 3. und $. 58. des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden vom 23. Juli 
1847., Gefeß-Samml. S. 213.). s rn 

Gegen die Entſcheidung des i e eee iſt nur das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion nach Maßgabe des Titels VIII. des Geſetzes vom 3. Juli 
1875. zuläſſig. 


VI. Titel. 
Ergaͤnzende und Schlußbeſtimmungen. 


$. 165. 


Durch den in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Beſchwerdezug 
an einen beſtimmten Miniſter wird die in den beſtehenden Vorſchriften begründete 
Mitwirkung anderer Miniſter bei Erledigung der Beſchwerde nicht berührt 


$. 166. 


Durch die den Verwaltungsgerichten beigelegten are zur Entſcheidung 
ſtreitiger Wegebauſachen und waſſerpolizeilicher Angelegenheiten werden die der 
Landespolizeibehörde und dem Miniſter für Handel nach $$. 4. und 14. des Ge⸗ 
ſetzes über die Cifenbafnunternehnnungen vom 3. November 1838. (Gefeß-Samml. 
©. 505.) zuſtehenden Befugniſſe in Eiſenbahnangelegenheiten nicht berührt. 

(Nr. 8446.) 49 * §. 167 
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$. 167. 


Die in den $$. 7. und 22. des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmun en 
vom 3. November 1838. (Geſetz-Samml. S. 505.) der Bezirksregierung bei 
gelegten Befugniſſe gehen auf den Miniſter für Handel über. 


$. 168. 


1 der Dienſtvergehen der bei den Be bac en de e 
angeſtellten Subaltern⸗ und Unterbeamten finden die orſchriften des 

betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten ꝛc., vom 21. Juli 
1852. (Geſetz⸗Samml. S. 465.) Anwendung. Die im F. 19. a. a. O. den Pro⸗ 
vinzialbehörden und deren Vorſtehern beigelegten Befugniſſe ſtehen in gleicher 
Weiſe den Bezirksverwaltungsgerichten und deren Direktoren zu. Für das 


Disziplinarverfahren gelten die Beſtimmungen des F. 11. Abſatz 2. bis 5. des 


gegenwärtigen Geſetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Regierungs⸗ 
präſidenten der Direktor des Bezirksverwaltungsgerichts, an die Stelle des 
Miniſters des Innern der Präſident des Oberverwaltungsgerichts tritt. 


$. 169. 


Die Disziplin über die bei dem Oberverwaltungsgerichte angeftellten Sub⸗ 
altern⸗ und Unterbeamten übt der Präſident mit denjenigen Befugniſſen, welche 
den Miniſtern rückſichtlich der ihnen untergeordneten Beamten zuſtehen. 

Die entſcheidende Disziplinarbehörde für dieſelben iſt das Oberverwaltungs⸗ 
gericht, welches nach dem für das Obertribunal gültigen Disziplinarverfahren, 
in der Sache ſelbſt aber nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Dienſt⸗ 
vergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852. (Geſetz⸗-Samml. 
S. 465.) endgültig entſcheidet. 


$. 170. 


Bis zum Erlaſſe des im $. 2. der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875. 
erwähnten Geſetzes finden die N des gegenwärtigen Geſetzes auf den 
Stadtkreis Berlin mit folgenden Maßgaben Anwen ung: 


J) an die Stelle des Bezirksrathes tritt in den Fällen der 10 124. bis 
126., 136. und 157. die erſte Abtheilung des Polizeipräſidiums zu 
Berlin, in allen übrigen Fällen der Oberpräſident; i 


2) an die Stelle des Provinzialrathes tritt in den Fällen, in welchen 
derſelbe in erſter Inſtanz beſchließt, der Oberpräſident, in den übrigen 
Fällen der zuſtändige Miniſter; 

3) an die Stelle des Regierungspräſidenten tritt in den Fällen der 
$$. 129. 131. 149. 150. und 161. der Polizeipräſident von Berlin, 
in den Fällen des $. 154. der Oberpräſident; 

4) in 


eſetzes 
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4) in den Fällen des F. 30. litt. b. beziehungsweiſe des $. 34. findet 
die Beſchwerde an den Oberpräſidenten und gegen deſſen Beſcheid nur 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht ſtatt / 

5) für den Stadtkreis Berlin wird nach näherer Vorſchrift des Geſetzes, 
betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte c., vom 3. Juli 
1875. ein beſonderes Bezirksverwaltungsgericht eingeſetzt. Die zu 
wählenden Mitglieder deſſelben und deren Stellvertreter werden von 
dem Magiſtrate und der Stadtverordnetenverſammlung unter dem 
Vorſitz des Bürgermeiſters gewählt. ö 

Die in dem Geſetze vom 3. Juli 1875. dem Regierungspräſidenten 
beigelegten Befugniſſe werden von dem Oberpräſidenten wahrgenommen. 


g. 171. 


Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl einer Stadt iſt in 
Betreff der Beſtimmungen dieſes Geſetzes die durch die jedesmalige letzte Volks— 
zählung ermittelte Zahl der ortsanweſenden Civilbevölkerung. 


$. 172. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1876. in Kraft. 


$. 173. 


Auf die vor dem 1. Oktober 1876. bereits anhängig gemachten Sachen 
finden in Beziehung auf die Zuſtändigkeit der Behörden, das Verfahren und die 
Zuläſſigkeit der Rechtsmittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze Anwendung. 


$. 174. 


Diejenigen ernannten Mitglieder der Bezirksverwaltungsgerichte, für welche 
die 56118775 zu höheren Verwaltungsämtern vorgeſchrieben iſt, müſſen vom 


1. April 1877. ab auf b angeſtellt ſein. f 
Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungsgerichts iſt fortan 
die Theilnahme von wenigſtens fünf auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern 


erforderlich. Fr 
Die Stelle eines Mitgliedes des Oberverwaltungsgerichts darf ferner als 


Nebenamt nicht verliehen werden. 
F. 175. 

Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes treten alle 
mit den Vorſchriften deſſelben in Widerſpruch ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, 
insbeſondere die $$. 19. 35., F. 61. Abſatz 3., §. 67. Abſatz 1., §. 68., $. 72., 

(Nr. 8446.) $$. 79. 


98. 79. bis 83., 13 5 107. Abſat 2, $. 113. Run 2 2 me 133. Schluss des Ab⸗ 
ef. 3. F. 135. mit Ausnahme der Nr. II a fireitige We 10 5.10. VII. 
( nſiedelungsſachen) und VIII. (Dismembrationsan eh 4 Ab⸗ 
ſatz 3., $$. 140. bis 163., $. 165., $$. 170. 173. 17 4. Is, 0 17 
§. 178. und $. 180. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. außer Geltung. 


Arkundlich unter Unferer Hö a Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wildbad Gaſtein, den 26. Juli 1876 


(L. S.) Wilhelm. 


Für rſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Achenbach. v. Kameke. Friedenthal. Hofmann. 
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